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SAARGEBIETES. 3. Sitzungsperiode 1929, 


Stenographischer Bericht 
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über die am Donnerstag, den 25. Juli 1929 im Neuen 


jitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des landesrates. 


I psitagnder Scheuer: Meine Eerren! Ich eröffne die Sitzung 
5 9 Uhr 30 Minuten). 






Die Resierungskommission ist vertreten durch Herrn; 


Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskomnissar. 


Von den Mitgliedern fehlen entschuldigt die Herren: 


Gärtner (Z)-Güchenbach; Kiefer (Z)-Saarbrücken; Palm (Z)- 
Searbrioken. Wilhelm Töy-liehrden. Dr. Sender _(SP)-Saarbrücken; 
Heckler (KP)-Wiebelskirchen; Reinhard [KP)-Ludweiler: 


Weiß (KP)-Völklingen; Kommerzienrat Dr.h.c.Hermann Röchling 
(DSV)-Völklingen. 
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Die | 
Tagesoränung 
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liegt Ihnen vor; sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 
1) Änderung der Lebensmittelgesetzgebung; 
2) Die Errichtung und Betrieb von Kraftfahrlinien; 


— 2. er 


3) Erhebung einer Straßenbenutzungsgebühr von Kraft- 
fahrrzeugen; 


. 


4) Erhöhung des Strafmaßes bei polizeilichen Straf- 
verfügungen; 


5) Ausstellung von Schuldversc reibungen auf den In- 
Dane? im Falle des Art.17, $ 1 des Fr.A.G.zum 


| 


6) Festsetzung einer Altersgrenze für die Beamten 
der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
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Vorsitzender: Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung betr.: 


Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgezenständen 


(Lebensmittelverordnung). 


Den Bericht, der Ihnen schriftlich vorliegt,wird 
Ihnen der Berichterstatter der Kommission, Herr 
Abgeordneter Angel vortragen. 


Abe. Angel (2): Meine Herren! Der Bericht,den zu orstatten ich 
die Ehre habe, lautet: 
"Die 3. ,4.und 5. Kommission haben in ihren 
Sitzungen vom 5.und 11. Juli ds.Js. dis Vorlagc be- 
raten. 

Der Beratung lag cinc Denkschrift der Hegie- 
rungskomnission zu der Vorlage, sowie cine Eingabe 
des Schutzvereins für Handel und Gewerbe, die Gen 
Landesrat zugegangen war, zugrunde. Die Eingabe des 
Schutzvereins fiat folgenden Fortlaut: 





"Yir gestatten uns, zu dem von der hegie- 
rungskommission vorgelegten Entwurf einer Verord- 
nung über den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfs- 
segenständen folgendes zu bemerken: | 
| Der kntwarf übernimmt im «esentlichen die 
Sestimnungen des Heichsgesetzes vom 5.7.27. Unter 
dem Gesichtspunkt der Rechtsangleichung kann man 
ıihm grundsätzlich zustimmen. 

Der Entwurf bedeutet gegenüber der deutschen 
Regelung jedoch insofern eine Verschlechterung, als 
in den 38 2, 5, 10 und 21 der Regieruneskommission 
weitgchend: Befugnisse zugestanden sind, ohnce_daß | 
im Entwurf ausdrücklich gesagt wäre, daß die Kegic- | 
rungskommission vorher die Zustimmung der in Frage 
kommenden Körperschaften einzuholen hätte. Das 
Reichsgesetz sieht in diesem Falle vor, daß die Zu- 
stimmung des Reichsrates und des Neichstags-Aus- 
schusses erforderlich ist. Der im Heichsgesetz beson- 
ders wichtige 3 6, der bekanntlich auch den Ver- 
tretern der lirtschaft einen gewissen Einfluß ein- 
räumt, fehlt im Regierungsentwurf vollständig. 

Yir richten deshalb an den Landesrat die 
dringende Bitte, daß auch in diesen Destimmungen 
eine sinngemäße Ängleichung an das deutsche Vorbild 
eriolet. 
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Außerdem haben wir noch folgende Bitte: 

Es ist für die Geschäftsinhaber und auch für das 
kaufende Publikum stets eine unangenehme Belästigung, 
wenn Kontrollen auf Grund der Lebensmittelverordnung 
in Stunden besonders lebhaften Geschäftsverkehrs vor- | 

enomnen werden. Der Kaufmann wird sich in solchen | 

eiten den Kontrollbeamten nicht in der nötigen veise WM 
zur Verfügung halten können. Außerdem muß er seine | 
sdschaft warten lassen, und die Kundschaft ist | 
natürlich sehr leicht geneigt, zu mißverständlichen 
schlüssen zu kommen, wenn sie Zeuge einer polizei- 
lichen Kontrolle ist. Aus diesen Gründen erscheint 
es nicht unbillie,wenn im Interesse des Handels aber 





auch 





.. r Rn a ad tw 7 2. er I 
auch im Interesse einer gründlichen Durchführung eine i 


hinter die Worte „während der Arbeits-oder Geschäftszeit"? 
die Norte „nach «“öglichkeit in stillen Geschäftsstunden" 
cingefügt werden. 4 

‘ir wären dem Landssrat schr zu Dank verbunden, # 
wenn er die hicr vorgetragenen Bitten sich zu eigen mach-# 
ts und bei seinem Gutachten berücksichtigt." 


Überwachung der Verordnung gefordert wird, daß In 3 6 \ 
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Dieser Bingabe des Schutzvoreins stimmten die 
Fraktionen zu,behielten sich jedoch vor, im ?”lenum ent- 
sprechende Anträge zu stellen. | 

Die Kommunistische Partei behielt sich ihre 


En 


Stellungnahme zu der Vorlage sowohl _als auch zu der “ 
Eingabe des Schutzvereins für llandel und Gewerbe vor. I 
., ... Pie nachstehend bezeichneten Beschlüsse wurden 9 
mit Ausnahme der Kommunistischen Partei, der Deutsch- 
saarl. Volkspartei und der Deutschnationalen Volkspartei # 
elaßt, welch letztere in der zweiten le ıcht - 4 
FE a 2 N) VI tS G i EUlL% ere ın OST ZWol en \ Ssun£ n1cC 4 vor \ 
treten waren. \ 
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Die Beschlüsse der Kommission sind folgende: 
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$ 1 der Vorlage 
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erhält die Ziffer 6 folgends Fassung: 0 
"6) andere Gugenstände, welche die hegierungs- al 


kommission mit Zustimmung der Wirtschaäfts- 
koumıssıon des bezelchnet. 
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Diese Fassung wird einstimmig angenommen. Sic bedcutct 
eine Anpassung an die Bestimmung im Neiche, welche vor- 
sieht, Pf: a En der Zustimmung des _Heichsrats die Zu- 

ug: des betr. Ausschusses des Heichstages erforder- 
ich ist. 
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wird unverändert einstimmig angenommen. 


» 4 der Vorlage n 


ME ARE a “4 
| ang 4 
wird unverändert einstimmig angenommen. u 


In 3 5 der Vorlage 


erhält die Einleitung folgende Fassung: 


"Die Regierungskomnission kann nit Zustimmun mu 
der lirtschafltskommission des Landesrates _.. tag 
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Gegen den Ausfall des 3 6 des Heichsgesstzes, der in 
die Vorlage nicht aufgenommen ist, haben die Fraktionen 
Bedenken geäußert und behalten sich ihre Stellungnahme 
bis zum Plenum vor. Der 3 6 lautet: 


"Vor Erlaß von Verordnungen nach 3 2 Nr.6 und 
>» 5 ist der Reichsgesundheitsrat, verstärkt 
durch Sachverständige aus den Kreisen der Fr- 
zeuger, der Händler, der Verbraucher und der 
Fachwissenschaft zu hören." 


Die 356, 7, 8 und 9 der Vorlage wurden unverän- 
dert einstimmig angenommen. 


In 3 10 der Vorlage 


€ — an nn 


erhält der letzte Absatz folgende l'assung: 


"Der Vollzug der Verordnung liegst der Kegie- 
runeskommission ob. Das ıitglied der Hegie- 
rungskomuission für die Anger agphet ten der 
Volkswohlfahrt stellt mit Zustimmung der 











“ırtschaftskommission des Jlandesrat:s dle 


zur Sicherung .....UsW. 


Diese Fassung wurde einstimmig angenommen. 


Die $$ 11 bis 20 der Vorlage 


wurden unverändert einstimmig angenommen. 


> 21 der Vorlage 


erhält folgende Fassung: 


"Die Regierungskommission kann git Zustimmun 
der Pr rtschaftskonmiseion des Ende at des 
Untersuchung bestimmter Lebensmittel bei der 
Einfuhr anordnen." 


Diese Fassung wurde einstimmig angenommen. 


Zu $ 22 der Vorlage 


behielten sich die ”arteien ihre »tellungnahne vor. 
Der 3 22 des Reichsgesctzes lautet: 


" In den nach 33 5,22 zu erlassenden Verordnungen 
dürfen an die aus dem Ausland eingeführten Le- 
bensmittel und Bedarfsgegenstände keine geringe- 
ren Anforderungen Basteltı werden als an gleich- 
artige inländische." 
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> 23 der Vorlage 


wird unverändert einstimmig angenomucn. 
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Vorsitzender: Ich erteile dem Sprecher der Zentrumspartei, 
Herrn Abgeordneten \artin,das Ihrt. 


Abg. Martin (Z): Meine llerren! lieine Fraktion stimmt der Vor- 
lage_im BeorrA und ganzen zu. »ie beantragt, den 3 6 | 
des Reichsgesetzes mit der Abänderung zu übernehmen, | 
daß statt Reichsgesundheitsrat "Vertreter der Flach- | 
wissenschaft" eingesetzt wird. | 

Ferner beantragt meine Fraktion, in den 
Ausführungsbestimnmungen aufzunehmen, daß Kontrollen 
auf Grund dieser Verordnung nur in Stunden ruhigen 
teschäftsverkehrs vorgenommen werden sollen. 

Anschließend hieran habe ich noch einige 
Bemerkungen zu machen über die 


en er 


Wilchversorgung des Saargebietes. 
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"ir haben in letzter Zeit sehr oft in den Zeitungen 
lesen können, daß gegen die Kontrolle der iülch aus 
thringen sehr viele kinwendungen erhoben wurden. 

Es 1st vorgekommen, daß üilch eingeführt wurde, die 

mit Soda durchsetzt war. Nun stellt sich folgendes 
Werkwürdige heraus, daß die Abteilung _Volkswohlfahrt 
ihre Pflicht tun wıll, indem sie die Einfuhr solcher 
mit Soda durchsetzter \üüilch verbieten will; die Virt- 
schaftsabteilung der hegierungskommission jedoch N 
stellt sich diesem Antrag entgegen. Es ist so,wie | 
mir gesagt wurde, daß der Direktor der \irtschafts- N 
abtellung der Regierungskommission, der Franzose ist, i 
die Anträge einfäch niederschlägt. Das ist ein Wu- 
stand, der nicht länger zu ertragen ist. In diesen 
Zusammenhang weise ich auf eine Geschichte hin, die | 
uns der Abge.Levacher in der Fraktionssitzung mıtge- N 
teilt hat. Es ist schade, daß er nicht hier sein | 
kann, sonst hätte er die Geschichte selbst vorge- 
tragen. Nach Merzig ist sodadurchsetzte Iilch von 
Lothringen geliefert worden. Als zahlreiche Klagen 
aus Verbraucherkreisen einzingen, wurden auf Ver- 
anlassunge des \ulchhofes in VYölklineen zwei Sach- 
verständise beauftragt, an Ort und Stelle Proben 
zur Untersuchung der iilch bei den Verbrauchern zu 
entnehmen. "s stellte sich bei der Untersuchung 
heraus, daß die kilch mit Soda durchsetzt war. An- 
statt, daß die Regierung gegen die lüilchlieferanten 
vorging, hat sie Strafanträg wegen amtsannaßung ge- 
gen die beiden Herren gestellt, welche die Wilch 
untersucht haben, und es ist ein Zufall,daß die 
eute freigesprochen worden sind. Hier soll doch die 
Regierung nicht einschreiten, wenn nan NMilchfäl- 
schungen nachgehen will. 

Zum schluss; darf ich noch darauf verwei- 

sen,daß wir in der letzten Sitzung einen 
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Antrag betr. !rostschäden 


eingereicht haben. ‚ie steht’s damit ? 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat llerr Abgeordneter Petri! 


Abe. Petri (SP): Meine Herren! "Wir stimmen der Vorlage mit den 
Abänderungen, die die Kommission vorgenommen hat, zu. 
Desgleichen auch zu dem Antrag des Zentrums zu 3 6. 

Zar Frage der PERS Erer Gorgung sind wir auch 
der Neinung, daß eine schärfere Kontrolle über lothringi- 
sche Milch ausgeübt werden soll, und daß die Regierungs- 
kommission keine Kosten scheuen dürfte, einwandfreie 
Milch zu erhalten. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Die kommunistische Fraktion akzep- 
Ä tiert den Bericht der Kommission und nimmt die Vorlage 
mit den entsprechenden Änderungen an. | 

Den Vorschlag, der zu 3 6 gemacht worden ist,müs- 
sen wir ablehnen. 

Zur Milchfrage haben wir zu erklären, daß man 
nicht einseitig die Frage behandeln darf, sondern wir 
sind der \leinung, daß man eine Kontrolle auf alle Wüälch 
ausdehnen soll und nicht nur auf lothringische. 


(Zuruf: einverstanden!) 


Diese lothringischen Wilchhändler sind doch meistens 


Leute, die schon in der Vorkriegszeit Milch ins Saargebiet 
brachten. 


Vorsitzender: Das !!ort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abg.Schmelzer (DSV): Meine Herren! \las wir hier vorbringen, rich- 
tet sich nicht gegen die Einfuhr lothringischer Nilch, 
sondern die Angriffe richten sich gegen die Direktion | 
für wirtschaftliche Angelegenheiten, die saarländische | 
Milchproduzenten anders behandelt, als die lothringischen. | 
Das Gesundheitsamt beanstandet diese mit Soda durchsetz- 
te Wilch und sperrt die weitere Einfuhr und die Direktion | 
für wirtschaftliche Angelegenheiten, deren Direktor ein | 
Franzose ist,verbietet die Sperre. Wir haben dem Herrn | 
Sstaatskommissar unsere Anfrage angekündigt,vielleicht 
kann er uns mitteilen, ob Herr Ehrhardt vereidigter Be- | 
amter oder Agent der französischen Wirtschafltsinteressen |] 
ist. Ferner, ob er in der lage ist, etwas aus sich heraus |} 
ablehnen zu können, was eine andere Abteilung der Regie- \ 
rungskommission als notwendig befundene Naßnahme ansieht. 7 
Derartig verfälschte Milch kann geeignet sein, das Leben | 
der Kinder zu gefährden. lienn der Direktor im Auftrag der | 
Regierungskommission handelt, trägt sie die Verantwortung, 
handelt er aber aus sich heraus, dann wird es Zeit, daß | 
sich die Regierungskommission mıt ihm befaßt. Wir sind ! 
der Meinung, daß ein Franzose, der einer Wirtschafltsab- 
teilung vorsteht, doch nur Handelsagent der französischen 
Handels-und Industriekreise ist. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes!- 


Abg.Backes (Chr.S.P.): Auch meine Partei stimmt der Vorlage zu. 
Ich möchte in der Milchfrage die Bitte aussprechen, daß 
nicht nur die Kontrolle der Milch, sondern äuch die Be- 
strafung der Nilchfälscher schärfer gehandhabt wird. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das llort hat Herr Abgeordneter Keichard! 


Abg.Reichard (DNVP): Meine Herren! Ich stimme für meine Partei 
dem Verordnungentwurf in der Form zu, wie ihn die Konm- 
mission beschlossen hat. 

Zur NMilchfrage schließe ich mich den Ausfüh- 
rungen des Herrn Schmelzer an und bitte die Regierungs- 
asasion, daß Schritte getan werden, die notwendig 
sind. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg.Schmoll (DYP): Meine Herren! Auch die irtschaftspartei 
stimmt der Vorlage mit den Abänderungsanträgen der Kom- 
mission zu. Desgleichen stimmt sie dem Zusatzantrag,den 

err Nartin vorgetragen hat, zu,was ja eine Forderung 
des Schutzvereins für Handel und Gewerbe ist. | 

| In der Milchfrage sind wir auch der \leinung 
wie die übrigen Parteien, daß man nicht einfach eine 
Sperre, die als notwendig erachtet wird, von einer an- 
deren Äbteilung nicht durchführen läßt. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Die Be . 


ist geregelt äurch eine Verordnung vom £2.\ärz 1925.Nac 
dieser Verordnung hat die Direktion für wirtschaftliche 
Angelegenheiten 5 Befugnis, lothringische llolkereien 
zur Milchlieferung ins Saargebiet zuzulassen und zwar 
nach Anhörung der Abteilung Volkswohlfahrt. Sie hat 
weiter das Kecht, die von ihr erteilten Konzessionen zu 
entziehen. Selbstverständlich besteht nach wie vur die 
Vorschrift weiter, daß gefälschte ıWilch beschlagnahmt 
und der Lieferant bestraft werden kann. Die Direktion 
für wirtschaftliche Angelegenheiten ist aber in keiner 
Weise befugt, Waßnahmen der Gesundheitspolizei zu ver- 
werfen. Es steht ihr nach dieser Richtung hin keine Be- 
fugnis zu und eine solche ist auch nicht ausgeführt wor- | 
den. Der Molkerei in Bolchen wurde zum 1.August die Kon- | 
zession entzogen und es wird vermutet, daß diese ın der | 
Zwischenzeit verfälschte Milch geliefert hat. Die land- 
ratsämter und die Polizeibehörden sind angewiesen, die 
Milch zu untersuchen,und wenn nötig zu beschlagnahnen. 
Was die Frage des Herrn Abgeordneten schmelzer! 
anlangt, so kann ich erwidern, daß Herr Direktor Ehrhardt] 
als Beamter der Negierungskoumission und Direktor einer | 
Abteilung den Diensteid zu leisten hat. ! 
| in 
Vorsitzender: Wir kommen dann zur Abstimmung. "ir haben den Antragj 
der Zentrumsfraktion zu_3 6 gehört. "er dafür stimmt, 
möge die Hand erheben. Ich stelle fest, daß der Antrag 
einstimmig angenommen wird. 5 
Zu _ 3 22 hatten sich die Fraktionen in der Kom-) 
mission ihre Stellungnahme vorbehalten. Wer für den Fa- I 
ragrapken ist, möge die Hand erheben. Ich stelle die 
einstimmige Annahme Test. 


Damit ist die Vorlage betr. Lebensmittelver- 
ordnung verabschiedet. 
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Vorsitzender: Wir kommen jetzt zu Punkt 2 der Tagesordnung betr. 


die Errichtung und den Betrieb von 


Kraftfahrlinien. 





Ich erteile hierzu dem Berichterstatter,Herrn Abseord- 
neten Angel das Wort. 


Abg. Angel (2): Meine Herren! Der Bericht über die öeratung des 
erordnungsentwurfes über die Errichtung und den Be- 
trieb von Kraftfahrlinien lautst: 


" Die 2., 4. und 5. Kommission dus Landesra- 
tes haben in ihren Sitzungen von 5., ll. und 22. 
ds.iits. die Vorlage beraten. 
Die Vorlage bezweckt die Regclung des Ver- 
kehrs der Autobuslinien im Saargebict. 
Die Beratung hat folgendes Ergebnis: 


In » 1 der Vorlage 


u 


wird das Wort "Orten" in Strecken" ab eändert ‚da 


auch die deutsche Fassung d.s Wort "Strecken" vor- 


sieht. 
Diese Änderung erfolete einstimmig. 


Zu 3 2 der Vorlage 


Ten weren men mn ED en mn m ne mut (ee Ann bee u mn m u nn Su 


stimmte die Kommission für die deutsche Fassung, 
welche lautet: 


"Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn Gewähr für die Sicherheit und Leistungsfähig- 
keit des Betriebs geboten ist und das Unternehmen 
den Öffentlichen Interessen nicht zuwiderläuft. " 


Die Kommunisten vsantragen: Die Gunchmigung muß_ 
erteilt werden ........usm.' 


Die 33 3, 4 und 5 der Vorlage 


TER een (mb ame mine «un an men Sun ame SeuS mu mn ann ante Sme nun <a amt ann un an m ans nn un ame ann ae an 


werden unverändert cinstimmis 
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Zu 3 6 der Vorlage 


6 äeäe—— es nn m 


der von der Haftung des Praatsptlichtigen handelt, bean- 
tragte die Zentrumsfraktion folgende Sätze: 


bei Nagen bis zu 10 Plätzen 450 000 Franken 
vf y; 20 " 50 % 7u- 
schlag auf die deutschen Sätze...... 675 000 


bei üagen über ZU Plätzen einen 
0 % igen Zuschlag auf die deut- 
EDER TRUtEe suchen er kmenr ern nee RL OO j 


Die anderen Fraktionen konnten sich nicht entschließen 
und behielten sich ihre Stellungnahme bis zum Plenum vor. 


$ 7 der Vorlage 


EEE ww RR RR RM RR RR u RR EL ui ER RR RR RER EEE ER 


wird unverändert einstimmig angenommen. 


> 8 der Vorlage 


wird unverändert einstimmig angenommen. 


Die $$ 9, 10 und 11 der Vorlage 


RE ER un wu RE BER wu RE u RER WED EA ER RAD ED nn RE ERRD uui RRE ER ERR wRRE BERR RA EN WERE WERE EER uul WU 


werden unverändert einstimmig angenommen. 


Die Zentrumsfraktion stellte noch den Antrag, die von 
den Kreisen und Gemeinden eingerichteten Autobuslinien 
in staatliche Verwaltung (Postverwaltung) zu übernehmen. 


Mit diesem Antrag erklärt sich die Kommission einver- 
standen. | 


Ferner wird seitens des Zentruns der Antrag gestellt, 
die Negierungskommission zu ersuchen, eine Zwangshaft- 
pflichtversicherung für Automobilbesitzer einzulühren. 


Dieser Antrag wird _von der Kommission einstimmig 
angenommen. 


Die Sozialdemokratische Fraktion stellt noch einen An- 
trag zur Unfallversicherung,den \\eg von und zur Arbeits- 
stätte in’s Unfallgesetz aufzunehmen. 


Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker ! 


Abg. Becker (2): Meine Herren! "ir stimmen der Vorlage zu ‚wie 
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sie uns vorgelegen hat. Nur möchten wir folgende Anderung, 
die auch den Bestimmungen des deutschen Gesetzes vom 28. 
Oktober 1928 - das genaue Datum stelle ich noch fest-ent- 
spricht. Wir beantragen imsbesondere, in dem 3 6 Ziffer 2 
für die Entschädigung höhere Sätze vorzunehmen, und zwar: 
bei iagen bis zu IlÜ Plätzen eine Gesamtentschädigung von 
450 000 Franken, bis zu 20 Plätzen von 675 D0O en ne 
und über 20 Plätzen von 90 000 Franken. In der Kommis- ni 
sion ist uns erwidert worden,daß man fürchte, daß durch 
die Erhöhung der Haftpflichtsummen vielleicht die von 
den Ban bunkinlen zu zahlenden Prämien sich erhöhen könn- 
ten. Aber wir müssen diese Bedenken, die wir zu würdigen 
wissen, zurückstellen,weil doch die Sicherheit der Per- 
sonen höher eingeschätzt werden muß. ir sehen uns daher 
zu diesem Antrac veranlaßt. ‘ienn Sie die Umnibusse sehen, 
in denen die Bergleute von und zur Schicht fahren und 
wenn bei den stark überfüllten Tagen eine Katastrophe pas- 
siert, so würden die nach der Gesetzesvorlage, die die 
Regeierungskommission uns vorgelegt hat, vorgesehenen Sun- 
men zu einer ausreichenden Eintschädigung nicht genügend 
sein. wenn aber nun durch die Frhöhung der Gebühren die 
L;nien nicht mehr leistungsfähig sind, so müssen wir Wert 7 
darauf legen, daß die Regieruneskommssion mehr wie bisher- 
-sıie hat es überhaupt noch nieht getan- hier einspringt. | 
"ir beantragen deshalb gleichzeitig,daß die Regie- 
runeskommission alle Omnibuslinien, die von den Kreisen 
und Gemeinden eingerichtet sind, durch die Postrerwaltung 
übernehmen läßt. Ich habe mich selbst bereits vor vielen 
Jahren in dieser Angelegenheit bemüht, bin mehrmals auf 
Veranlassung von einzelnen Gemeinden bi der Überpost- 
direktion vorstellig geworden. Alle Anträge sind damals 
bedauerlich.rweise abgelehnt worden. \lenn man demgegen- 
über sieht, in welch musterhafter “Weise die Neichspost- 
verwaltung den Verkehr auch dort pflegt, wo die Verkehrs- 


Ju ER 
+46. AO 


= 7 Herr S 
a ee ee en Sn Zen Fe 
ee ee et 
ns . = - Aut - - ale _ s; 
Be Ze a FF De na a ala en en en en = = 


er 


Er, 
a 

>=# er 

DE 


Yy9g ayasıyd »46ou34T yay2nıG4005 H7 


L hr Ui 
Me ı ie SEE 


ze —- u Br 
ei ARSr ee Fr a he 
"ri an fi a En Fer er SR 


a 
a EI RN Se 


ae na Se 
TEnim er —. 





= ne I = We 3 = = 
SET FE a N 
= Pi = TE “ 


ie ee see x 
a Re enge rn nn TE = 2 
et RB DT ee ee N 





verbindungen an und für sich ungünstig sind und wo sie ü u} 
vielleicht auf den ersten Augenschein nicht rentabel zu m 9 
sein scheinen, so muß man tief bedauern, daß im »aarge- 2 FE 
biet die Postverwaltung sich so wenig entgegenkommend ge- © Q_ 
zeigt hat. Es ist wohl hauptsächlich auf das Verschulden iM 
des früheren zuständigen Dezernenten, auf das Hegierungs- 1 
mitglied ‚Herrn Lambert ‚zurückzuführen. llerr Lambert hat ve zZ 
in den 7 Jahren seiner Regierungstätigkeit gurch dısse' , 
ängstliche fiskalische Sparsamkeit, die er immer in sei- En 
nem Ressort hat walten lassen, uns auf dem Gebiete des oe Os 
Verkehrs so geschadet, daß cs mehr als 7 Jahre dauern wird, WM 
um das, was cr während sciner HRegierungstätigkeit ver- a 
säunt hat, wieder Ri zu machen. Ich richte er den u 
ai ka den Nachfolger des Herrn Lambert, möglichst _ PH 
bald hisr mit encsrgischen Maßnahmen durchzugrcifen,damit N 
die Kcgiwrung des Völkörbundces für dis Saar nicht so un- ’ 
Frachtbar ist wie bisher. = 
H 
\ 
Vorsitzender h 
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Vorsitzender: Das "ort hat hat Abgeordneter Petri! 


Abg.Petri (SP): Wir stimmen der Verlage zu. Nur bezüglich des | 
>.6 haben wir Bedenken, daß man die Grenze der Versiche- A 
rung so hoch hinaufbringen will, wie nach dem Zentruns- 
antrag vorgesehen, weil damit gleichzeitig eine große E 
SRAERTELNE eigerung verbunden sein wird. "ir haben in W 
der Kommission uns dahin geeinigt, daß dieser Antrag a 
verbunden werden soll mit dem ni daß die Postver- | 
waltung des Saargebietes sämtliche Autobuslinien der | 

Kreise und Gemeinden übernehmen soll, den wir auch noch Hi 

erweitern dahingehend, auch die Linien der Privatbe- i 

sitzer zu übernehmen. "ir wünschen, daß, wennman eine ein- 

heitliche Stellungnahme im heutigen Landesrat zustande 
bringen könnte, man dies noch nachholt, in dem man beide 

Anträge miteinander verbindet und so lange die Ver 

sicherungsgrenze in dem Vorschlage der Regierungskon- 

mission hält, bis das andere erfüllt worden ist. Damit 

Ferdi wir am ersten der sache gedient zu haben. Wir 

Önnen es nicht verantworten, daß durch die Hinaufsetzung 
der Versicherungsgrenze die Fahrpreise für die Arbeiter- 
schaft vielleicht um 50 % erhöht werden müßten. Die Löh- 
ne der Arbeiterschaft des Saargebietes sind heute schon 
penlgend belastet. Wir müssen Rücksicht darauf nehmen. 

eshalb wünschen wir, daß beide Anträge miteinander ver- 
bunden werden, und zwar, daß die Ne erungg en. Bei 

sobald wie u dazu übergeht, alle im vaargebiet vor- 
handenen Autobuslinien in staatliche HKegie zu übernehmen. 








Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg.Daub (KP): Wir haben ebenfalls in unserer Fraktion zu der 
Vorlage Stellung genommen und wollen auch zu dem 3 6 
folgende Ausführungen machen. Wir sind der Meinung, so- + 
lange der Zustand besteht, daß in den kleineren Dörfern, 
wo keine Kisenbahnen hingehen, wo die Arbeiterschaft hin 
und zur Arbeit auf die Autobusse u ist, erstens 
die Erhöhung der Haftpflichtsummen das Eingehen sehr 
vieler Omnibuslinien mit sich bringt und zum anderen eine 
Fahrpreissteigerung für die Arbeiterschaft. Wir sind 
ebenfalls der Meinung, daß man das Ziel verfolgen soll, F. 
diese Autobuslinien im Saargebiet zu zentralisieren, in “ 
eine Hand zu nehmen, und damit die Verbilligung der Fahr- 4 
peRtpe und die Haftpflichtsummen auf eine zentrale Grund- 
yaer zu stellen. Wir sind der PR ÄHNRG, daß wir in diesem u 
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usammenhange der Vorlage zustimmen nen, mit der Be- | 
dingung, daß diese Maßnahmen durchgeführt werden. a 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


ga Proz 


Abg.Schmelzer (DSV): Wir stimmen der Vorlage zu, ebenso der An-. 
regung, Postlinien einzurichten und die vorhandenen Linien 
durch die Post übernehmen zu lassen. Wir stimmen aber 
auch zu der Erhöhung der Haftpflichtsummen, denn solange > 
die Verhältnisse bestehen wie jetzt, kann man dem unbe- vi 
dingt das Wort reden. 


se "On 
"iu 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das \!ort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


Abg. Backes_(Chr.S.P.): Wir stimmen dem Antrage auch zu, daß 
die Post die linien übernimmt. Auch stimmen wir dem An- 
trag der Zentrumspartei zu auf Erhöhung der Haftpflicht- 
summen. ‘er weiß, bis wann die Sache geregelt ist, es 
könnte ein großes Unglück passieren und dann wären die 
Leute die eprellten. Es ist richtig, die fahrpreise 
werden sich dementsprechend erhöhen. Das wäre äber viel- 
leicht auszugleichen von der Hegierungskommission aus, 
während in der Zwischenzeit die Verhandlungen gepflogen 
werden. Das Hauptgewicht wird. darauf zu legen Sein daß 
die Regierung sobald wie möglich an die Arbeit geht, daß 
die Fostverwaltung die Linien in Regie übernimmt. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reichara! 

Abg.Reichard (DNVP): Wir stimmen der Vorlage zu in der Fassung, 
wie sie in der zweiten Kommi ssaonsberatung eriolete un 
legen besonderen llert auf die Erhöhung der Haltpllicht- 
summen. 

Vorsitzender: Das ''ort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg.Schmoll (DNP): Wir stimmen ebenfalls zu, auch bezüglich 
der Haftpflichtsummen. Wir sind aber nicht der Ansicht, 
daß alle Autobuslinien ohne weiteres auf den Staat über- 
nommen werden sollen, sondern die Postverwaltung soll 
sich überlegen, welche Linien sie in ihren Betrieb über- 
nehmen soll. Darüber hinaus soll man der Privatwirtschaft 
freie Hand lassen. Wenn jemand eine Autolinie betreiben 
will, soll man ihm keine schwierigkeiten machen, wenn 
er sıch den gesetzlichen Bestimmungen fügt. Es 1st nach 
unserer Ansicht besser,wenn solche Betriebe in privater 


Hand bleiben, als wenn alle in staatliche Regie übergehen. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg.Becker (Z): Ich möchte, um Mißverständnisse auszuschließen, 
ausdrücklich betonen, daß der Antrag des Zentrums nur 
dahin geht, daß alle von den Kreisen und Gemeinden be- 
triebenen Linien von der EOS TTRERRE NG zu übernehmen 
sind, weil es bekannt ist, daß es meistens doch nur Zu- 
schußbetriebe sind. Soweit die Privatwirtschaft durch 
das Betreiben der Autcbuslinien gehoben wird, wollen 
wir das natürlich nicht. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Ich möchte noch darauf hinweisen, daß man in 
der Kommission ee beschlossen hatte, noch einmal 
von der Regierung zu fordern, daß der ileg von und zu der 
Arbeitsstelle der Ungalsrs gsi e Ne jung une morion wird. 
Ich nehme daher en, daß bei der Abstinmng auch gleich- 
zeitig über diesen Antrag mit abgestimmt wird. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Wir stimmen ab über die Kommissionsfassung mit dem 


Abg.Petri (SP): Meine Herren! Ich muß bemerken, daß wir nicht 


Vorsitzender: Herr Petri, Sie geben Ihre Ausführungen als Gutach- 
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Abänderungsantrag zu 3 6 der Zentrumspartei. 
Ver dafür ist, wolle die Hand erheben ? Ich stelle # 
fest, daß die Mehrheit des lauses für den Antrag stimmt. 
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Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! | 
Begsn oa Antrag sind, nur haben wir sin den 3 6 Bedenkenf 
ir sind der Meinung, daß man die Haftpflichtsätze nicht 
so hoch hinaufsetzen soll, wie dies vom Zentrum vorgeschla-' 
gen wird. \ir haben uns in der Kommissionssitzung darüber 7 
hc daß der Antrag ee werden soll, daß die | 
ostverwaltung sämtliche Autobuslinien der Kreise und Ge- # 
meinden übernehmen soll. Wir als Sozialdemokratische Frak- ! 
tion stellen weiter den ct daß auch sämtliche priva- ° 
ten Autobesitzer der staatlichen rar unterstehen 4 
sollen, und wir wünschen, daß man beide An ge“ miteinander# 
verbindet. !ir können es nicht verantworten, daß durch die # 
Höhersetzung der Grenze die !ahrpreise für die Arbeiter, 
deren Lohn an und für sich schon unzureichend ist, erhöht 
werden müssen. Die Regierungskommission soll so bald als 
möglich dazu übergehen, sämtliche Autcebuslinien in staat- 
liche Regie zu übernehnen. 4 


\ 
| 


ten zu Protokoll. 
Damit ist diese Vorlage verabschiedet. 
Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß der von # 
Herrn ec Becker an die Regierungskommission,Ab- # 
teilung Verkehrswesen, gerichtete Wunsch wohl derjenige 
des ganzen Landesräates Ist. 


SIYAA9T ay35! wi D4E ouas4“T 972454005 nl 7 


(Zuruf des Abg.Hoffmann: Mit der Ergänzung, daß na- 
türlich auch die Privatlinien übernommen werden.) ” 
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Vorsitzender: Meine Herren! Wir kommen nun zu Punkt 4, 5 und 
er la EROTUNUnG: | 
jerzu erteile ich dem Berichterstatter, Herrn 
Abgeordneten Backes, das Wort! 


Abg.Backes (Chr.S.P.): Meine Herren! Der Bericht der 3.,4. und 
5.Kommission des Landesrates über die Beratung des Ver- 
ordnungsentwurfes betr.: 


Erhöhung des Strafmaßes bei polizeilichen 
Strafverfügungen 
lautet: 


. "Die 8., 4.und 5. Kommission des Landesrates haben 
sich In ihren Si bzungen Ton LL.,.10, und Juli 08298, 
mit der Vorlage befaßt. Das Ergebnis der Beratung ist 
folgendes: 
Die Vorlage bezweckt eine Erhöhung des Straf- 
maßes bei polizeilichen Strafrerfügungen von 80 Franken 
auf 150 Franken. Bisher konnten die Folizeiverwalter 
(Bürgermeister und Landräte) Übertretungen nur mit einer 
Geldstrafe bis zu SV Franken ahnden. Durch die ba 
soll ihnen nun das Recht eingeräumt werden, Strafen bis 
zu 150 Franken zu verhängen. Es handelt sich also hier 
nicht um eine Erhöhung der Geldstrafe an sich, sondern 
um die Erhöhung der Zuständigkeit des Polizeiverwalters. 
Die Anregung zur Vorlage ging von den Landräten und 
Bürgermeistern aus, die bei den geringen Sstrafmaß sehr 
viele Übertretungsfälle den Gerichten übergeben mußten, 
was neben der dadurch verursachten Umständlichkeit, dem 
eigentlichen Zweck der Vorlage zuwiderhandelt. | 

Anläßlich der Beratung dieser Vorlage haben die 


Handwerkskammer zu Saarbrücken sowohl als auch der Schutz- 9 


verein für Handel und Gewerbe sich mit Eingaben an den 
Landesrat gewandt, worin der Wunsch ausgesprochen wird, 
bei der Hegierungskommission eine Vorlage zu beantragen, 
die eine Bruns. e Erhöhung der Geldstrafen vorsieht. 

er Staatskommissar, Herr Ministerialdirektor 


Kuchenbecker gab die Erklärung ab, daß er von der Justiz- | 


er der rn ge die Zusage bekommen 
aß d D 


habe, d em Landesrat bis zum November ds.Js. eine 


Vorlage betr. Neuregelung der Geldstrafen vorgelegt wird. 
Aufgrund dieser Erklärung stimmte die Kommission } 


der iz zu. Bu 
ie stellungnahme der Deutsch-Saarl. Volkspartei, } 


der Kommunıstischen Partei und der Deutschnationalen 


Volkspartei steht noch aus. 
Ich empfehle dem Plenum, sich dem NMehrheitsbe- 


‘ 
’ 


—— 


4 


SYLT E y>5! yd 2. DIIT, en 2. Ä > 


7 





| 
l 
j | 


IM 
I! 
f 
! 
I 
DI 
“ 


| 


1 

# 
| 
j 
I 
ji) 
all 


W Pwog 


8 


schluß der Kommission, die Vorlage unverändert anzunehmen | 


anzuschließen. 
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Der Bericht über die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: | 
Ausstellung von Schuldverschreibungen 
auf den Inhaber im Falle des Artikel 17 
| es Freußischen Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 


lautet: 


El, "Die Vorlage hat am ll. und 16.Juli ds.Js. der Kon- 

mission vorgelegen und wurde ohne Bedenken angenommen. 
"ie aus der Eingabe des Überbürgermeisters_ der 

Stadt Saarbrücken, die dem Entwurf als Begründung beiliegt, 
zu ersehen ist, besteht in Artikel 17 3 1 des preußischen 
Ausführun EERR zum Bürgerlichen Gesetzbuch die Vor- 
schrift, daß diese schuldrerschreibungen nur Gültigkeit ha- || 
ben, wenn sie über der Unterschrift den Vermerk „Ausgefertigt" | 
tragen. Im Auslande wurden Schuldverschreibungen, die diesen 
Vermerk nicht trugen, als ungültig zurückgewiesen. Durch die 
Vorlage soll nun bezweckt werden, daß Schuldrerschreibungen 
auf den Inhaber, die von einem Kommunalverband des preußl- 
schen Teiles des Saargebietes nach dem 1.Oktober 1928 aus- 
gestellt sind, auch dann als im Sinne des Artikel 17 3 1 des 
preuß.Ausführ. Gesetzes zum B.G.B. v. 20.9.1899 vorschrifts- 
mäßig ausgefertigt gelten, wea8 eine von der Vorschrift ab- 
weichende Form der Ausfertigung von dem Mitgliede der Regie- 
a re für die Angelegenheiten des Innern genehnigt 
wird. 

Die Kommission hat mich beauftragt, dem Plenum 
die Annahme der Vorlage zu empfehlen." 


Der Bericht über die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 


Festsetzung einer Altersgrenze Tür die 
Gemeinden und Gemeindeverbände. 
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„autet: 


 " Die Vorlage wurde von den obengenannten Kommis- 
sionen in ihrer Sitzung vom 16.Juli ds.Js. beraten und ohne 


Bedenken angenommen. a 
Die Vorlage bezweckt, die Beamten der Gemeinden 


und Gemeindeverbände hinsichtlich der Altersgrenze mit den 
staatlichen Beamten gleich zu behandeln. Die genaue Erläute- 
rung der hierfür in Frage kommenden Verordnungen ist aus der 
Begründung, die der Vorlage beigegeben ist, zu ersehen. 

Die Kommission hat mich beauftragt, dem Plenum 
die Annahme der Vorlage zu empfehlen." 


Ba PT 


lorsitzender:; Sämtliche Punkte .„.iu sind von den Kommissionen un- 
verändert angenommen worcsn. Wird das !!ort hierzu gewünscht? 


Das Wort erteile ich Herrn Abgeordneten Becker ! 


Abg.Becker (2): Meine Herren! Ich darf zu der Vorlage betr. Erhöhung 
des Strafmaßes bei ng Strafverfügungen noch sagen, 
daß wir zuerst die Vorlage ablehnen wollten. ir re Eee 

erhebliche 7 





ü R K> 1 \ ? i j 
: ; , he et SER . ee ! , er R 2 ER U a j i 
\ 2: are Dee RE as EEE dr { ER > re et ar 3 
ni, RER) ‘ f her ea, We Ye J We W . g% Pas BA J me DEN 5 „' , 
ER BE EN re NE re BR 






BR 


erhebliche Bedenken weniger gegen die Vorlage selbst wie 
aus prinzipiellen Gründen. Das ist bereits die zweite Vor- 
lage, die uns über diesen Punkt Torge.laet wird. Um nun den 
Gemeinden a re an jetzt schon zu helfen, stimmen wir 
der Vorlage zu und erwarten bestimmt,daß spätestens bis 
Dveptember ds.Js. die Verordnung in Kraft tritt. 


Vorsitzender: Das \crt hat Herr Abgeordneter schmelzer! 


Abg.Schmelzer (DSV): Auch wir wünschen, daß das Strafmaß der Poli- 
zeistraien einheitlich geregelt wird und daß überall, wo 
es notwendig ist, die Erhöhung vorgenommen wird. Ich stelle 
im Namen meiner Partei die Frage an den Herrn Staatskon- 


missar, wo die Erhöhung der Strafsätze der Reichsgewerbe- 
ordnung bleibt. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich habe mit der Justizabteilung 


ücksprache genommen. Voraussichtlich wira im Oktober ds. 


Js. noch dem Landesrat eine Vorlage über die Neuregelung 
der Geldstrafen zugehen. 


4 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abe. Daub (KP) Meine Herren! "ir werden zu der Vorlage unsere Zu- 
BENE nicht phaagiat da wir nicht einsehen, daß eine Er- 
höhung der Strafen,wie sie die Polizei und die Bürger- 
meister verhängen, notwendig ist. "ir sind der Meinung, 
daß die Fr he ung, die die Regierungskommission dieser 
Vorlage gibt, die Erhöhung dieser »trafen en e nicht 
mehr, nicht den Tatsachen entspricht. Die Strafverfügungen 
der Polizei treffen bei uns die kleinen Leute, und wenn 
man die Begründungen und die Protokolle bei den Gerichts- 
verhandlungen nac et so stellt man fest, daß zur Be- 
strafung manchmal Gründe maßgebend sind, zu denen wir unse- 
re RÄRBERNE nicht geben können. 

u der I betr. Erhebung einer Straßen- 
benutzungsgebühr für Kraftfahrzeuge können wir ebenfalls 
unsere Zustimmung nicht erteilen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg.Petri(SP): Der Vorlage über die Erhöhung des Strafmaßes bei 
polizeilichen Strafverfügungen können wir ohne Bedenken 
zustimmen, weil sie keine EIN ODE als solche bedeutet, 
sondern nur eine Änderung der Zuständigkeit für den Bür- 
germeister. Durch die Zustimmung zu der Vnrlage verhüten 
wir, daß die Leute, denen der Bürgermeister keine höhere 


Strafe als 30 Franken auferlegen kann, an das Gericht ge- 


Fracht werden. ee also, durch unsere »tellung- 
nahme der Angelegenheit gedient zu haben. 


Versitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes! 
Abg.Backds (Chr.SP): Auch meine Partei ist der Ansicht, daß diese 
Strafe zu erhöhen ist und stimmt der Vorlage zu. Wenn 
esagt wird, daß die Strafe zu erhöhen wäre, so ist es 
dcs so, daß es kein Rürgemeister tun wird, den Leuten 
die höchste Strafe aufzubürden, dafür ist der Bürger- 
meister eine Person, die die Sache rerantwortet. "s ist 
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Es ist also den Leuten nicht damit gedient, wenn "ir die 
Vorlage ablehnen, sondern nur, wenn wir sie annehnen. 


Vorsitzender: Meine Herren! Damit ist die Vorlage 4 mit Ausnah- 


me der Stimmen der Kommunisten angenommen. 
Die Vorlagen 5 und 6 sind einstimmig angenommen. 


Zu der Vorlage 3 betr. 


Erhebung einer Straßenbenutzungsgeebühr für 
Kraftfahrzeuge 


hat Herr Abgeordneter Becker um’s Wort gebeten. 


Abg. Becker (Z): Wir waren mit den Beratungen in der Kommission 


nicht fe tig geworden. Namentlich hatten wir Bedenken ge- 
gen den 3 lZ2. "ir wollten ein anderes System, als das,das 
uns Med ein ar ist. Aus diesem Grunde möchten wir uns 
noch einmal mit dem zuständigen Referenten, mit dem Regie- 
rungskommissionsmitglied von Ehrnrooth in V 

damit wir die Sache nochrais beraten können. Herr v.Flra- 
rooth ist _nun dienstabwesend. Infolgedessen ist es uns 
nicht möglich, heute darüber zu sprechen und wir werden 
die Vorlage erst iu Deptember zur Deratung einbringen. 


Vorsitzender: Damit ist die lagesordnung erschöpft. 


Es liegen noch eine heihe von Anträgen und An- 
fragen vor. \iir werden diese der Größe und Stärke der ein- 


zelnen Parteien nach, so wie wir das immer gehandhabt haben, { 


erledigen. | | 
Es liegt zunächst eine Anfrage vor: 
| "Tas gedenkt die a eh non Tepe zu tun, um 
die staatbürgerlichen Rechte der Feamten sicherzustellen? 


Das Wort hierzu hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg.Becker (Z): Meine Herren! Ich darf darauf aufmerksam machen, 


daß das Mitglied meiner Fraktion, der Abgeordnete Martin, 
der als Schulrat bei der Stadtverwaltung tätig ist und in 
seiner Eigenschaft als Schulaufsichtsbeamter auch Br 
zeitig der Regierungskommission untersteht, am 13.7. durch 
die AD RLLUNG der Regierungskommission durch eine, 
Verwarnung bestraft worden ist, weil er sich in der Zeit 
von samstag Nachmittag bis Sonntag Nacht 1 Uhr, ohne beur- 
laubt zu sein, sich von seinem Arbeitsort entfernt hatte. 
Er hat also in seiner dienstfreien Zeit von Samstag auf 
Sonntag "ochenend gefeiert bei der ee in 
Münster. Herr Martin hatte zunächst um Urlaub ersucht, 
der ihm aber verweigert worden ist. Formell mag nun dıe 
Regierungskommission im Recht sein. Sie stützt sich auf 
eine alte Bestimmung von 1794. Aufgrund dieser Bestimmung 
besteht für den Beamten eine Residenzpflicht. Es ist aber 
ein Mißbrauch der Verwaltung, wenn sie das ihr zustehende 
Recht der Urlaubsverweigerung in Anwendung bringt, un ei- 
nen Abgeordneten an einer politischen Hede zu hindern. 
Aus rein dienstlichen Gründen konnte der Urlaub nicht ver- 
hindert und vorenthalten werden, da der Abgeordnete Martin 
kein Betriebsbeamter ist, dessen Anwesenheit im Notfalle 
dringend erforderlich seın konnte, und man ihn unbedingt 
hätte erreichen müssen. Wie ich schon gesagt N 
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‘sich die Bestimmung auf Titel 2 3 29 des Allgemeinen Land- 
rechts aus dem Jahre 1794, als es noch keine Eisenbahnen 
und Dampfschiffe, keine Autowobile und gen gab. Es 
ist so, daß es noch keine wodernen Verkehrsmittel gab und 
Reitpferd oder die Postkutsche die einzigen Beförderungs- 
möglichkeiten waren, sodaß man es zu dieser Zeit für nö- 
tig gehalten hat, den Beamten eine Residenzpflicht aufzu- 
erlegen, aber für die heutige Zeit paßt eine BEN 
Bestimmung überhaupt nicht mehr und wir können es ledig- 
lich als eine Schikane auffassen, wenn in diesem Falle 
diese Bestimmung nun noch einmal gehandhabt worden ist. 
Die neue Ausgabe von Brands Beamtenrecht sagt ja, daß sich 
überhaupt eine Neuregelung der nicht mehr zeitgemäßen Vor- 
schriften über die Residenzpflicht empfiehlt. Mir richten 
daher die arg ago Frage an die Regierungskomnmission, ob 
sie ven ist, auf die Handhabung derartiger vorsint- 
flutlicher Gesetze zu verzichten bezw. sie außer Kraft zu 
setzen und ob sie den Beamten diejenigen Rechte unä die- 
Ne ci Freiheit gewähren will, die ihnen als llenschen zu- 
Stehen. 

: Insbesondere müssen wir aber als landesratsfrak- 
tion die Regierungskommission dringend ersuchen, die Nechte, 
die einem Volksrertreter in jedem anderen Kulturlande zu- 
gestanden werden, auch hier zu wahren. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Schnelzer ! 


Abg.Schmelzer (DSV): Meine Herren! Ich möchte für meine Fraktion 
azu bemerken: 

Zunächst handelt es sich einmal nach unserer 
Auffassung darum, daß unser Kollege Wartin in Ausübung 
seines ilandats gehandelt hat. Es gehört zu dieser Nan- 
datsausübung auch die Aufrechterhaltung der Terbiplung 
mit dem Keich und mit allem, was im Reich geschieht. Er 
hat also durchaus in Ausübung seines Wandats als Volks- 
vertreter gehandelt, beim Besuch der erwähnten Saarvereins- 
tagung. Es ist ein starkes Stück, wenn man ihm durch die 
Regierungskommission dazu den Urlaub verweigert hat. Ich 
bemerke noch, daß Herr Veszensky ganz bestimmt die Ver- 
ordnung nicht ausgekramt hat, das sind vielmehr die Leu- 
te, die Verordnungen ausgraben, um sich auf der einen 
Seite Liebkind zu machen, die gleichzeitig aber auf der 
anderen »eite dem preußischen Kultusministerium die Tü- 
ren einlaufen, um sich den Rückzug zu sichern. 


(Zwischenruf : Colling !) 


Die Regierungskommission hat ihre Lieblinge " in dem 
Schulbetrieb, deren sie sich mit gänz besonderer „Sorg- 
falt" annimmt, und das ist neben unserem Kollegen Nartin 
Herr Professor Kloevekorn vom Ludwigsgymnasium. Ihn wurde 
gleichfalls ständig die Genehmigung verweigert zum Be- 
suche von Tagungen in Deutschland, und daß das nicht von 
Herrn Veszensky ausgeht, habe ich seinerzeit festgestellt 
als ich mich um einen Urlaub für ihn bemüht habe. Es han- 
delte sich da um die Teilnahme an einer Veranstaltung | 
der Historiker im Neich. Er hat eingesehen, daß sich bei 
derartigen Tagungen auch saarländische Schulmänner be- 
teiligen müssen. Es sind also andere, die die Steine 
raffen, die die Minister werfen, sie entwerfen die Ver- 
bote, die der vorgesetzte Minister mit seiner Unter- 
schrift nur beglaubigt. Es kann nicht scharf genug Ver- 
wahrung gegen ein solches Vorgehen deutscher Deamten ein- 
gelegt werden. lie gesagt, man muß sich die Namen der- 
enigen für später merken, die sich jetzt als harmlos 
instellen and sich noch dahinter verschanzen, sie hät- 
ten ihre Pflicht getan. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich wollte auch sagen, daß es ein 
deutscher Beamter gewesen sein muß, der diese alte Ver- 
ordnung ausgekrant hat. "ir sind der weinung, daß es je- 
dem Wenschen freigestellt sein muß, zu tun, was ihm be- 
liebt. Nenn der Dienst keinen Schaden leidet, soll der 
Lehrer keinen Urlaub nachzusuchen brauchen. Sc geht das 
nicht weiter und wir schließen uns der Weinung an und 
beantragen, daß der Landesrat beschließt, die Regierungs- 
kommission zu ersuchen, diese alte Verordnung aufzuheben, 
weil sie nicht mehr in die heutige Zeit hineinpaßt. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


Abg.Schmoll (D'P): Meine Herren! Wir sind der Meinung, daß ein 


eamter außerhalb seines Dienstes genau so frei sein 
soll wie jeder andere Bürger. Urlaub muß nachgesucht 
werden, wenn der Dienst unterbrochen wird; in der dienst- 
freien Zeit soll er aber über seine Zeit verfügen können. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Atgeordneter Jaub ! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Wir erklären, ohne daß wir die 
Bestrebungen des Saarvereins unterstützen, daß wir Ver- 
wahrung et einlegen, daß die Regierungskommission 
einschneidende Impnabmen, syg2eLdh. da doch der Schul 
beamte in seiner freien Zeit hingehen kann, wo er hin- 

ehen will. Ich möchte daher die Regierungskommission 

aran erinnern, sich ihren Urlaub beim Landesrat zu ho- 
len,damit wir wissen, wie oft die Regierungskommission 
verreist ist und wie hoch die Kosten sind, die für Rei- 
sen ausgegeben werden. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reichard ! 


Abg.Reichard (DNVP): Meine Herren! Die Fälle, die vorgetragen 
worden sind, Sind nicht die einzigen Fälle. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: Das sind die besonderen 
lieblinge !) 
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Das ist richtig. Wir haben allen Grund und Anlaß, uns 
auf>s Nachdrücklichste gegen diese Behandlung zu ver- 
wahren. Wir kennen Herrn Schulrat Martin und wissen auch, 
daß er seine Pflicht tut. Weiter wissen wir auch, daß es 
Herr Minister Veszensky nicht _gewesen ist, sondern ande- 
re Leute. Wir werden uns die Leute merken; hoffentlich 
ki bald der Zeitpunkt, wo wir mit diesen Leuten ab- 
rechnen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 
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Staatskommissar Kuchenbecker: Das ist eine Bestimmung des all- 
gemeinen Landrechts, die auch in Preußen weiter besteht. 


| 
(Zuruf des Abg.lartin: Es steht aber darin, daß sie 
veraltet ist und es höchste Zeit wird, dieselbe zu | 
ändern. | 


Die Genehmigung der vorgesetzten Behörde ist einzuholen. 
Ich kann Ihnen allerdings nur sagen, wie die Hechtslage 
in Preußen ist. Die Angriffe gegen Beamte der Schulab- 
teilung muß ich zurückweisen. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg.Becker (Z): Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Staats- 
ommissars können uns njcht befriedigen. Wir richten da- 

her an die Regierungskommission das dringende _Ersuchen, 
in dieser Frage eine Entscheidung der Gesamt-Regierungs- 


kommission herbeizuführen, und daß die Verwarnung des 4 


Schulrats Martin offiziell zurückgenommen wird. 
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Vorsitzender: Ich stelle fest, daß der Landesrat in dieser 
Frage einig geht. 


Dann hat die Zentrumsfraktion eine, Anfrage über ° 
den Verbleib der Knappschaftsnovelle angemeldet. Ich er- ° 
teile hierzu Herrn Abgeordneten Hirschmann das l\ort! 


Abg.Hischmann(Z): Meine Herren! Die 


 —_ m nn cn 


der Zentrumspartei des Landesrates über den 


Verbleib der Änappschaftsnovelle 


lautet: 





| " Vor einiger Zeit wurde mit aller Bestimmt- 
heit verlautbart, dem landesrat würde noch in seiner 
itzungsperiode, also vor den ferien, der schon längst 
fällige Entwurf einer Knappschaftsnovelle vorgelegt 
werden. Zu unserem Erstaunen ist das nicht geschehen. 
Die SOBREPFIRE KErtutnt befinden sich deshalb in einer! 
begreiflichen Unruhe. Das Defizit des Saarknappschafts 
vereins wird immer größer. | 
Die Zentrumsfraktion frägt deshalb die He- 
ern skommission, aus welchen Gründen der fällige 
ntwurf noch zurückgenalten wurde _? Gleichzeitig Trägt 


Ei°, bis wann dieser Entwurf dem Landesrat vorgelegt 
wird ® 


-ı- 


Die knappschaftliche Lage erfordert schnell- 
ste Bearbeitung der Kuappschaftsnovelle durch den Lan- 
desrat, damit die bedauerlichen Zustände, welche auf 
ur San Gebiete bestehen, bald beseitigt 
werden können." 
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Vorsitzender: Das \ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! "ir haben in der vorletzten 
Plenarsitzung eine diesbezügliche Anfrage gestellt, 
die aber nicht richtig beantwortet wurde. Der Herr 
Sstaatskommissar hat uns in der Kommissionssitzung er- 
klärt, daß die Verhandlungen bei der Kegierungskommis- | 
sion noch nicht abgeschlossen seien. Wir betonen noch 
mals, daß wir die langsame Bearbeitung dieser Frage 
seitens der Regierungskommission nicht verstehen kön- 
nen. Ich stelle fest, daß die Abteilung Sozialver- 
sicherung schon Anfang 1928 eine Anfrage an den Vor- 
stand der Knappschaft richtete. »einerzeit sind von 
den Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern einstin- 
Pan Beschlüsse auf beschleunigten Erlaß der Novelle 

efaßt worden. ir haben im Landesrat darauf hinge- | 

rängt, daß die Noveile bald kommen soll. Die Regie- WM 
rungskommission hat erklärt, daß die Novelle noch im 
Juli kommen soll. Sie hat aber in einer Verhandlung 4 
mit den Vertretern der Reichsregierung am 2.Mai in | 
Heidelberg geäußert, daß die neue Novelle alsbald | 
erlassen wird. Leider soll die Novelle dem Landesrat | 
erst. Mitte September zugehen. Wenn das_so weitergeht, 
muß man sich fragen, was geht bsi der Regierungskon- h 
mission vor”? Man macht Versprachungen, stellt E > 
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Erhebungen an und wird nicht fertig, obwohl allcs erle- 
digt sein könnte. 


"ir unterstützen daher die Anfrage des Zentruns. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Diehl! 


Abg.Diehl (DSV): Auch wir von der Deutsch-Saarländischen Volks- 


partei fordern ges dasselbe, daß die Regierungskommis- 
sıon nicht nur 


bringt. 


ersprechungen macht, sondern auch Taten 


Wir schließen uns der Anfrage des Zentruns an. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter \artin! | 


Abg.Martin (2): Meine Herren! Die Beschwerden über die französi- 
schen Schulen hier sind so alt, wie die französischen 
schulen selbst. Zu wiederholten Malen habe ich von hier 
aus Klagen hack ag Bis heute ist eine Besserun 
nicht eingetreten. Ich darf namens meiner Fraktion heu- 
te hier erklären, daß wir nicht mehr gewillt sind,all ‚| 
die Willkürmaßnahmen, die unternommen werden seitens l 
der französischen Schulleitungen und seitens der Gru- j 
er 1 länger zu ertragen. Wenn ich heute die | 
Zustände vortrage, die sich in Ludweiler und Hostenbach | 
herausgebildet haben,so werde ich keine Namen der unter- 
drückten Bergleute preisgeben bis die Regierungskommis- 
sion erklärt hat, daß die Zeugen aus ihrer Aussage kei- | 
nen wirtschaftlichen »chaden erleiden dürfen. Tut sie I 
das nicht, dann wissen wir, daß sie es mit der Gesun- ’ 
dung der Verhältnisse nicht ernst meint. Das hält uns | 
dann nicht ab, die Angelegenheit bis zur Entscheidung 1 
weiter zu bringen, und wenn wir bis nach Genf gehen 1 
müssen. Wir tragen auch keine Bedenken,den ausländi- 
schen Journalisten unsere Zeugen vorzuführen, die dann 
ein ungeschminktes Bild davon bekommen,wie es in unserem 
schönen Völkerbundseldorado in Wirklichkeit aussieht. 
| Von den Bergarbeitern aus Ludweiler,welche ; 
in der alten und neuen Ansiedlung wohnen ,werden in den * 
letzten Monaten starke Klagen laut. Es wırd uns berich- | 
tet, daß man dort alle Hebel in Bewegung setzt,um die 
Kinder der französischen Domanialschule zuzuführen. 
Seit Ustern dieses Jahres sind die Grubenhüter der Gm- 
be Velsen zweimal bei allen Bewohnern der alten und / | 
neuen Ansiedlung EUER und haben gefragt,welche 
schule die Kinder besuchen. Einem großen Teil derjeni- j 
gen Bergleute ‚welche ihre Kinder in die deutsche schule # 
schicken, wurde such ein ©chriftstück zugestellt. Die- j 
ses mußten sie ausfüllen. Die Wrubenhüter haben es spä- 

| ter wieder zurückgenommen. Das Schriftstück,welches i 
| von dem Schulleiter der französischen Schule in Ludwei- | 
| ler unterzeichnet war,enthielt folgende Fragen: 
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| 1. Wieviel Schulkinder befinden sich in Ihrem Haus- 
' halt? 


2. Nelche Schule besuchen die Kinder”? 


Das war schon deutlich. Aber es ist noch deutlicher ge- 
worden. Einer Anzahl Bergarbeiterfamilien wurde vor un- 
gefähr 2 Monaten ein zweites »chriltstück zugestellt, 
und dieses zweite Schriftstück enthielt die Frage: ‚Sind 
Sie bereit,Ihre Kinder in die französische Domanialschu- 
le zu schicken?" Diesem Schriftstück war neben der Un- » 
terschrift des Schulleiters noch eine zweite Unterschrift} 
beigefügt. Die Grubenhüter,weiche im Auftrage des Chel 
des gardes der Inspeixtion 12 namens Strecker handelten, | 
haben bei verschienenen Leuten auch dadurch Findruck | 
zu erwecken versucht ,‚üaß sie mit der Kündigung der Woh- | 
nung und mit der Kündigun des Arbeitsverhältnisses | 
drohten. Dieser ara Chef des gardes Strecker | 
versucht auch persönlich nit allen Mitteln, die Leute | 
zu bewegen, ihre Kinder in die französische schule zu 
schicken.Sco hat sr in einem Falle bei einem Bergmann 
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aus Ludweiler versucht, durch Drohungen zu erreichen, 
daß die Kinder absolut in die französische Schule gingen. 
Als dieser \lann ablehnte, wurde er in eine geringer ent- 
lohnte Arbeit geschickt, in eine Arbeit, wo nur invalide 
und gebrechliche Leute untergebracht sind. Der Schul- 
direktor schillinger der französischen Domanialschule 

in Ludweiler hat ein Anlegebüro für Bergarbeiter aufge- 
macht. Wenn Leute auf der Grube Velsen angelegt werden 
wollen,gehen sie zu diesem Herrn Schuldirektor. Der 

sagt ohne weiteres, ob sie angelegt werden können oder 
nicht,stellt aber zwei Bedingungen, erstens, sie müs- 
sen sich erklären, im Falle der Anlegung dem »aarbund 
beizutreten, und zweitens, ihre Kinder in die franzö- 
sische Schule zu schicken. 


(Zuarufe: Hört,hört, - unerhört !) 


Auf der Grube Velsen dürfen sich die Mitglieder des 
Saarbundes alles erlauben,während aufrechte Bergleute, 
die nicht gewillt sind,dem Saarbynd beizutreten und 

ihre Kinder in die französische »chule zu schicken, 
schikaniert,mit den schwersten Strafen belegt, ja so- 

ar mit Ablegung bestraft werden. Die dort auf die 

ergarbeiter ausgeübte Pre DUSBUnE ERTERE} leider 
nicht ganz in die Öffentlichkeit, weil die Leute be- 
fürchten, daß sie durch die Bekanntgabe dieser Beein- 
flussungsmethoden arbeitslos werden. Allein schon das 
dauernde Befragen, in welche Schule die Kinder gehen, 
macht die Leute derart nervös und mürbe, daß sie schließ- 
lich, um Frieden zu haben,nachgeben. Der Chef der Gruben- 
hüter macht auch kein Hehl daraus, daß er für die fran- 
zösische Schule Propaganda treibt mit dem Hinweise, 

daß die Deutschen auch Fropaganda machen. lian könnte 

das hingehen lassen, wenn der Wann sein Amt nicht miß- 
brauchen würde, um mit unlauteren Nitteln vorzugehen. 

Die Beeinflussung der Bergarbeiter hält schon seit Jah- 
ren an. nie muß endlich aufhören, | 

Ahnlich ist 'es in Hostenbach. Im eheualigen 

schlafhause der Grube Hostenbach wurde vor Jahren eine 
französische Schule gegründet. Anfänglich hatte diese 
Schule mehrere Klassen. Sie ging aber stark zurück.Heu- 
te hat sie noch 28 Kinder. An dieser Schule wirken zwei 
Lehrpersonen: ein Lehrer Kremmer , Luxemburger, welcher 
vor einigen l\ionaten in Burbach abgebaut wurde, und eine 
Lehrerin, das ist die Frau eines französischen Gruben- 
beamten namens Villemin. Der frühere Ingenieur der Grube 
Hostenbach war ein anständiger Mann, er hat keinen großen 
Wert auf die Schule gelegt. Die Bergleute fingen an,ihre 
Kinder wieder aus der französischen Schule herauszuholen. 
Aber da die Grube Hostenbach der Inspektion Velsen unter- 
steht und dort der Grubenwächter Strecker die -rapagundR 
in die Hand genommen hat, wird der Druck wieder stärker, 
zumal der Druck auf die leute a a wird, die in den 
2 fe An a Se in schaffhausen wohnen, und auf diejenigen, 
welche infolge eines Gebrechens irgend einen Fosten über 
bin bekleiden. Der Herr Strecker schickt auch die ihm 
unterstellten Grubenhüter in den Kolonien herum,die die 
Zettel austeilen müssen. Er hat, was er in Ludweiler ge- 
macht hat, auch in Hostenbach gemacht. Er hat sich 
schriftlich angeben lassen,wieviel Kinder die Leute haben 
und welche Schüle sie besuchen. Es fehlte dabei nicht an 
Winken,was geschehen werde, wenn sie die Kinder nicht 
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in die französische Schule schickten. Als das alles 
nichts half- zur Zeit des stärksten Druckes erschien 
eine Notiz in der Landeszeitung, auf die man sich et- 
was zurückhielt-,schickte Lehrer Kremmer seine Schul- 
kinder in die Werkswohnungen und ließ den Bergleuten 
sagen: "Bis zum 15. Juli müßten alle Kinder in der fran- 
zösischen Schule angemeldet sein.” Als der Druck,der 
ausgeübt wurde ‚Tagesgespräch wurde, hat der Herr 
schleunigst erklärt, die Kinder seien aus freien 
Stücken hingegangen. Das glaubt kein llensch. Ein zwei- 
tes Mal gingen sogar die Kinder rund und sagten: Am 
14. Juli sei der letzte Termin zur Aufnahme." 

Es ist erfreulich, zu bemerken, daß die Erfolge 
dieser französischen fropuganda gleich null sind. In 
dem ganzen Ort Hostenbach wurden nur zwei Irfolge fest- 
gestellt. Im ersten Falle handelt es sich um eine füt- 
we,welche um ihre Wohnung fürchtet, und im zweiten 
Falle um einen Dergmann, der anscheinend nicht den 
nötigen Mut hatte, pe: den übrigen braven Leuten 
zu handeln, die sıch nicht dazu hergaben, ihre Kinder 
in die französische Schule zu schicken. Es ist begreif- 
lich,daß die Leute, namentlich diejenigen, die nicht 
mehr ganz fest sind und ein kleines Gebrechen haben, 
en Augenblick um ihre Entlassung fürchten. Freiwıil- 

ig, das darf ich wohl feststellen,bringt kein Bergmann 
seine Kinder in die französische Schule. Ich sagte vor- 
hin schon, unter dem früheren Ingenieur herrschte Ruhe 
und Frieden. Seitdem der neue ep Forquin da ist, 
mehrt sich der Druck. Er muß doch wissen, was der Über- 
ENEgnuNer Strecker macht, und muß es dulden, denn 

ie Klagen sind ihm bekannt. Er schnüffelt auch herum, 
was gesagt worden ist in der Kolonie, und der Herr 
Strecker hat offen zum Ausdruck gebracht: "Wer unser 
Brot ißt, der muß seine Kinder auch in unsere Schule 
schicken." | 

Yır von unserer Fraktion aus geben von dieser 
Stelle den Bergleuten in Ludweiler wie auch in Hosten- 
bach den Rat, ihre Kinder der deutschen schule zu er- 
halten. Nenn Bedrückung erfolgt, mögen sie sofort die 
Bee nahen Parteien und die Gewerkschaften anrufen. 

ir wollen diese Fälle der rs u Pa Enge und 
Bergwerksdirektion unterbreiten, allerdings unter der 
Voraussetzung, daß die Leute nicht um ihr Brot gebracht 
werden. Es muß sich dann erweisen, ob der Schutz der 
ersönlichen Freiheit noch etwas gilt. Div Hegierungs- 
ommission müßte von sich aus die »ache unter Hinzu- 
ziehung der Betroffenen untersuchen. »ie müßte es end- 
lich durchsetzen, daß es Grubenbediensteten verboten 
wird, irgend eine Propaganda auszuüben. Die wirklich 
vornchmen Franzosen wollen von einer Beeinflussun 
auch gar nichts wissen. ir kennen eine Keihe Gruben- 
ingenlieure, die sich um ihre schule nicht gekümmert 
haben. Und was die tun, könnten die anderen auch tun. 
Es muß endlich Schluß gemacht werden mit den frunzösl- 
Be Sonden und mit dem unwürdigen Vruck,der ausge- 
übt wird. 


(Bravorufse im Zentrun !) 
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Vorsitzender: Das \iort hat lierr Abgeoräneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Die Sozialdsmokratische Fraktion 
vertritt die weinung, daß es SO nicht weiter gehen kann. 
ty haben von dem, was der Herr Abeeordnete Martin vor- 
getragen hat, in keiner Vorbespreehung etwas gehört. Es 
wäre sicher anständig gewesen, wenn Uns das Zentrum in 
der Fraktionsführerbesprechung von seiner Schuldebatte 
etwas mitgeteilt hätte, wie das inner geschehen ist. 


Vorsitzender: Ich darf Ihaen sagen, Herr loffmann, daß ver 14 la- 
en in der Fraktionsführerbssprechun festgelegt wurde 
aß über die Schulfrage im Plenum debattiert werden soll. 


Das Wort hat Herr Abgeordneter 1 ffmann! 


\hg.Hoffinann (SP): Meine Partei wußte davon nichts. Aufgrund des- 
sen können wir nicht dazu Stellung nehmen. 


Vorsitzender: Ich muß feststellen, daß wir in der vorletzten Kon- 
missionssitzung anschließend von der Debatte gesprochen 


haben. 


\be.Hoffmann (SP): Ich stelle fest, daß die Kommissionssitzungen 
nicht maßgebend Sind; I der Kommissionssitzung. 18 
nichts davon gesprochen woruen, es ist auch nichts davon 
im Protokoll enthalten. Es ist möglich, daß mein Parteil- 
freund in der Besprechung nicht zugegen Wär. Jedenfalls 
“st uns nichts davon bekanni gewesen. 


Vorsitzender: Ich kann nur feststellen, daß im Anschluß an die 
Besprechung die Vorlage angekündigt wurde. | 
Das Tort hat Ferr Abgeordneter kartın | 


P 


demokratische Partei nicht devon unterrichtet gewesen 
sein soll. Aber ich muß doch sagen: Erstens hat der Herr 
Kiefer die Sache angekündig} in der letzten Besprechung 
ınd dann hat auch der Herr Scheuer darauf hingewiesen. 


ibg.Nartin (2): Es tut mir außerordentlich leid, wenn die Sozial- 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Keinhura! 


Abg.Reichard (DNVP): Ich kann das dem Herrn Präsidenten nur be- 


stätigen, daß dieser BT ausdrücklich mitgeteilt. wor- | 


den ist für die heutige Sitzung. 

Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 

Abg.Hoffmann (SP): Es ist möglich, daß die Sache in cer kon | 
nissiorssitzung. ' mitgeteilt worden ist. Die Kenmmis- 
SICHASSLLZUNg ist aber nicht maßgebend. 

Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg.Petri (SP): Es muß da ein ungeheueres \ißverständnis vorlie- 


en. Ich war Vorsitzender der Kommission gewesen. Ich ver 
Stets anwesend, und zwar bis die Tagesordnung restlos er 


lediet war. Neun Sie sich nachher noch über die Angele- 
genheit unterhalten haben, so kann das nicht als eine 


offizielle 
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offizielle Mitteilung angesehen werden, denn sonst hätte 


es ja auch in das Protokoll hineingehört, und darin ist 
nichts enthalten. 


rsitzender: Das Wort uat Herr Abgeordneter Reichard ! 


g. Reichard (DNVP): Meine Herren! Zu dem Antrag selbst möchte 
ich sagen: Wir wissen alle, daß die Einricht der fran- 
zösischen Schule im Saargebiet nur zu dem Zwecke geschaf- 
fen worden ist, den französischen Ppesushgehör] en im 
Daargebiet die u ee Erziehung ihrer Kinder zu 

eben. Alles,was darüber hinaus im Saargebiet in den 

etzten zehn Jahren geschehen ist, ist eine Ungeheuer- 
lichkeit und eine schwere Rechtsbeugung. Man sollte mei- 
nen, die Herren hätten von ihren Mi Ber ein während der 
langen Jahre etwas gelernt. Man sollte meinen, sie hät- 
ten gemerkt, daß hier im Saargebiet die Bevölkerung bis 
auf den letzten Mann vollkommen deutsch ist, und daß es 
ein ganz verwerfliches und scharf zu verurteilendes Un- 
ternehmen ist, in diesen Dingen durch Gewissensdruck 
auf die Bergleute etwas erreichen zu wollen. Man kann 
sich nur wundern, daß nicht eher davon Abstand genommen 
worden ist, mit so kleinlichen schikanen im Saargebiet 
französische Iropaganda treiben zu wollen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer ! 


Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Die Regi srungekomni agjon kann 
sich nicht dahinter verschanzen, daß ihr diese Dinge 
nicht bekannt seien, die von Herrn Martin vorgetragen 
wurden. Die Kegierungskommission hat eine Presseabtei- 
lung, und wenn wir den Vorsteher dieser Abteilung in 
den vergangenen Jahren nicht besonders unter die Lupe 
genommen haben, dann kann der Mann froh sein. Er hat 
sich zwar bisher nicht unliebsam Depgz Euer paanah wenn 
aber seine Tätigkeit sich so darstellen so te, daß er 
der Hegierungskommission gewisse Dinge verschweigt, dann 
müssen wir uns etwas näher mit ihm befassen. Vielleicht 
genügt dieser kurze Hinweis, um in den Dingen eine Bes- 
serung eintreten zu lassen. Ich will aber einmal anneh- 
men, daß die Regierungskommission das, was über den 
Druck der französischen Grubenverwaltung auf die Bevöl- 
kerung zum Besuch der französischen Schulen durch die 
Presse geht, berichtet hat. Bei der Völkerbundsrats- 
tagung in Rom im Dezember 1924 wurde es der Hegierungs- 
kommission nach einem Bericht des italienischen Vertre- 
ters ausdrücklich zur Aufgabe gemacht, über die Schul- 

| verhältnisse Bericht zu erstatten, und der Völkerbunds- 

| rat hat (in Abwesenheit Deutschlands) beschlossen, die 
Regierungskommission zu ersuchen, alles zu tun, damit 
dieser Druck auf die Bergleute aufhört. Das ist eine | 
ufgabe, die der Regierungskommission hier gemacht ist, 1 
wenn sie die übersieht, handelt sie pflichtwidrig. Es | 
jst unsere Aufgabe, sie darauf aufmerksam zu machen. 
Es ist an der Zeit, daß wir mit unseren Ge flogenhei ten 
aus den letzten Jahren brechen. Wir haben die Dinge 
laufen lassen, weil wir dachten, sie änderten sich von 
selbst. Es scheint mir aber, daß es an der Zeit wäre, 
der ileltpresse und dem Völkerbundsrat wieder einmal vor 
Augen zu führen, daß die Regierungskommission selbst 
Anordnungen des Völkerbundsrates mißachtet. Ich bin der 
Auffassung, daß wir zu gegebener Zeit die deutsche Dele- 
gation im Völkerbund darauf aufmerksam machen müssen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


| Abg. Schmoll (DNP) Meine Herren! Wir protestieren ebenfalls gegen 
die fortdauernde „Drangsalierung der Devölkerung durc 
die französische »chule. Es ist ein unglaublicher Ein- 
griff in die pereöglz abe Freiheit, wenn man die wirt- 
schaftliche Abhängigkeit von Personen benutzt, um die 
kulturelle Freiheit derselben zu beschränken. Wir müssen 
das mit allem Nachdruck bekämpfen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 





ibg. Backes (Chr.S.P): Auch protestieren gegen solche Vergewalti- 
gungen der Arbeitnehmerschaft, möchten aber zu gleicher 
eit daran erinnern, wie es während der a rg eit 
vor 30, 40 und mehr Jahren Page pi ist. Ich. möchte daran 
erinnern, daß es damals nicht anders war, daß wir damals 
zur Wahlzeit schikaniert wurden. Wir kämpfen für die 
Freiheit des Arbeiters. 


Vorsitzender; __ 





BE ES EEE ET A EL cr N a EEE ATTERSEE u 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich möchte die Angriffe des. 
Herrn Abgeordneten schmelzer gegen die Regierung zurück- 
een Die vorgetragenen Beschwerden werde ich weiter- 

eiten. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Wartin ! 


Abg.Martin (2): Ich bitte aber, daß die Ürklärung von Seiten 
der Regierung erlolgt, daß den Leuten, die Bekundungen 
machen wollen, aus ihrer Aussage kein wirtschaftlicher 
Schaden entsteht. \\ir haben die Unterlagen über die Zu- 
stände, wie sie sich in ludweiler und Hostenbach heraus- 

ebildet haben. Die Beschwerden sind so alt, wie die 

ranzösischen Schulen im Saargebiet selbst. Die Nauen 
der unterdrückten ee können wir aber nicht eher 
nennen bis wir die Erklärung haben, daß die Leute nicht 
Beet werden. \enn wir diese haben, dann komnt das 

aterial sofort. Erhalten wir sie jedoch nicht, dann 
wissen wir, daß die Kegierungskonmission es mit der Ge- 
rg der Verhältnisse nicht ernst nimmt. "ir tragen 
keine Dedenken, diese Verhältnisse ausländischen Zeil- 
tungen zu unterbreiten. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion _ 
nimmt dazu folgende Stellung ein. "ir als Fraktion sind 
der Meinung, daß die Annektion von Gebieten auch die 
eig Sa auf kulturellem Gebiete ist und_daß 
dieses Gebiet ein Bestandteil der Politik darstellt. 
"ir sehen aber bei den deutschen und französischen schu- 

len keinen allzu großen Unterschied. Wenn auch die Fran- 

zosen versuchen, Schulen zu errichten, um ihre Annek- 
tionspolitik auf breite Grundlage zu stellen; wir hät- 
ten es für den Fall, daß wir den Krieg gewonnen hätten, 
auch nicht anders gemacht. | 

"ir sind aber als Kommunistische Fraktion der 

Auffassung, daß wir auf jeden Fall die Arbeiterschaft, 

auffordern, sich gegen dıe französische Annektionspoli- 

tik zu wehren. "ir betonen ausdrücklich, daß wir die 

Arbeiterschaft auffordern, liaßnahmen zu ergreifen für 

ihre Freiheit und ihre Kinder von der Politik der deut- 

schen und französischen Imperialisten zu befreien. ir 
wercen die Geistlichkeitsfrage als das Notwendigste be- 
trachten. Die französischen schulen vertreten in dieser 

Beziehung eine andere Politik. Sie wissen, daß wir die 

freie Schule unstreben. Ein großer Teil der in franzö- 

sischen Schulen anwesenden Kinder ist dort, weil dort 

die Geistlichkeit nicht so auftritt wie in den deutschen 

mannLen und weil hier eine llandhabe fehlt, das zu Ior- 
ern. 


(Zwischenruf des Zentrums: Sie können ja die Kinder 
von dem Kelisionsunterricht abmelden!) | 


Ich möchte darauf hinweisen, daß ja auch die Vertreter 
der Zentrumsfraktion in der Kegierung sitzen; wir haben 
aber noch nichts davon Re daß diese Zentrunsleute 
Maßnahmen ergriffen hätten, um dieses \iaß von Religions- 


unterricht zu reduzieren. 
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Wir werden uns gegen die Annektionspolitik der Franzosen 


wehren und nichts unterlassen, die imperialische Politik 
der deutschen Schulen ebenfalls zu be änpfen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schneider! 
Abg. Schneider (SP): Meine Herren! Ich bedauere noch einmal, daß 


ijese Anfrage ohne unsere vorherige Information zur 

Sprache gekommen ist, | 
essen ungeachtet schließen wir uns diesem for- 

mellen Protest a, wenngleich wir die ganze Frage der 
französischen Schulen in ihrer Auswir ung nich so tra- 

isch nehmen, wie die übrigen Parteien. Nir bedauern den 

ruck, der auf die Bergarbeiter ausgeübt wird, um sie zu 
bewegen, ihre Kinder in die französische Schule zu 
schicken und wir bedauern weiter, daß wir durch das 

cheinparlament nicht in der iege sind, diesem Druck 
entgegen zu treten. Wir haben aber das Bewußtsein und 
setzen in die Bevölkerung das Vertrauen, daß es der fran- 
zösischen Schule nicht gelingen wird, einen Menschen 
heranzubilden, der 1935 reif ist, französisch zu stimnen. 


( Zurufe: Bravo !) 


Wir müssen aber auch der deutschen Schule gedenken. Genau 


so wie in französischen Schulen nationale Fropaganda für 
den Westen getrieben wird, können wir feststellen, daß 
in den saarländischen Schulen eine schwarz-weiß-rote Pro- 
pagepde gemacht wird. Von der Idee der Völkerversöhnung 
ıst leider sehr wenig zu sehen. Genau so wird eine kon- 
fessionelle Propaganda gmmon‘ auf vielen Gebieten. Kin- 
der aus Elternkreisen, die sich freigemacht haben von 
dem konfessionellen Zwang, werden nach wie vor bedrückt. 
Ich möchte zusammenfassend also Bagep So sehr 
wir uns dem Antrag gegen die französischen Schulen an- 
schließen, so sehr möchte ich bitten, daß man die Miß- 
stände der deutschen Schulen nicht vergessen soll. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reichara! 
Abg. Reichard (DNVP): Meine Herren! Ich möchte sagen, der Kampf 


um die Erhaltung des Deutschtums soll uns doch zu heilig 
sein, um ihn in die Sphäre parteipolitischer Erörte- 
rungen herabzuziehen. Wir verstehen uns doch . Nir weisen 
das ern der Ausnützung unserer wirtschaftlichen Unter- 
legenheit zum Zwecke der kulturellen Fee aufs 
schärfste zurück. Das ist der Sinn unserer Forderung, 
Mein Herr Vorredner sprach von schwarz- weiß- roter Pro- 
pagende in den deutschen Schulen. Es ist eine vater- 
ändische Propaganda, lassen Sie es nur gut sein, wir 
tun schon, was wir können und was wir durch das Bekennt- 
nis zum deutschen Vaterland für geboten erachten. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer ! 
Abg. Schmelzer \DSV): Meine Herren! Der Herr Staatskommissar hat 


den Vorwurf der Pflichtwidrigkeit der Regierungskommis- 
sion zurückgewiesen. Er kann aber den Vorwurf nur dann 
entkräften, wenn er nachweist, daß der Regierungskomni s- 
sion nichts bekannt ist von diesen Dingen. Die Zeitungen 
aben diese Verhältnisse ja auch ausgiebig behandelt. 
Es ist nicht so, daß der HKegierungskommission in Rom et- 
was Negatives aufgetragen wurde, sondern etwas Positives. 
Sie hat den Dingen nachzugehen. Hier ist ihr der Auftrag 
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geworfen, nachzuforschen, wo ein Druck ausgeübt wird und 
at entsprechend einzugreifen. Sehen Sie sich (zum Staats- 
kommisar) den Wortlaut der damaligen Entschließung an. Im 
übrigen bedauere ich außerordentlich, daß die Spitze der 
heutigen Kunigebnng etwas verbogen wurde. Der Regierungs- 
kommission ist eine Hilfestellung zuteil geworden, die 
den gemeinsamen Frotest schwächt und geeignet ist, die 
Regierungskommission bei der Befolgung der Anregungen 
wankend zu machen. Es wäre besser gewesen, wenn der lan- 
desrat in dieser Frage einig gewesen und In einer Richtung 
vorgegangen wäre, und daß man das, was geeagt worden ist, 
bei anderer Veiogenhei 5 gesagt hätte. Ich glaube, die Par- 
tei, die es angeht, hätte in ihren Neihen einen besseren 
Widerhall gesuinhn. 

ir erwarten vom Herm »taatskommissar, daß er 
uns Auskunft gibt, was die Regierungskommission zu tun ge- 
denkt ? Sie muß etwas tun und nicht nur negativ zuschauen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich möchte feststellen, daß in die- 
ser Frags eine einheitliche Linie besteht. Die Sozialdemo- 
kratische Partei ist mit Ihnen (zu den Fürgerlichen] der 
erh daß man durch ein gemeinsames Vorgehen in der 

: Frage der französischen Schulen Stellung nehmen muß. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schnoll ! 


Abg.Schmoll (DWP): Meine Herren! Ich habe volles Verständnis für 
die Haltung der Zentrumspartei, nachdem die . skon- 
mission abermals bezüglich der \lietpreisfestsetzung den 
Mehrheitswunsch des landesrates beiseite geschoben hat. 
Die Frage, die vorliegt, ist nicht eine reine Parteifrage, 
wie sie das Zentrum zu erledigen für sich ohne weiteres 
in Anspruch nehmen kann. Es ist das eine Frage, die den 
geangben Landesrat angeht. Ich bin der Weinung, nachdem 

ie Regie: skommission auf die Mehrheit des Landesrates 
absolut nicht hört, hat es gar keinen Zweck, daß der Lan- 
desrat seine Vertreter in dieser Kommission läßt. Wir _ 

sollten also als Landesrat genau dasselbe machen, wie die 
Zentrumspartei es für sich macht. Wir sollten als Landes- 
rat unsere Vertreter aus dieser Kommission zurückziehen. 
Es kommt aber noch ein weiterer Grund hinzu, der mich zu 
diesem Antrag gebracht hat. Der kommunistische Vertreter 
in dieser Kommission hat, nachdem sich die Fraktion der 
kommunistischen Partei gespalten hat, also aus einer _ 
großen Fraktion zwei kleine Fraktionen geworden sind,kei- 
nen moralischen Anspruch mehr, den Landesrat in dieser 
Kommission zu vertreten. 


(Zuruf des Abg. Daub (KP): Hat man da noch Worte! ) 


| 
Wir haben als landesrat diese Funktion dem Vertreter der | 
kommunistischen Partei übertragen, weil die kommunistishh # 
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Partei die zweitstärkste Partei war. 


(Zuruf des Abg.Daub(KP): Ist sie das nicht mehr ?) 


Nein, Herr Daub, dieser Grund fällt durch die Spaltung der | 
kommunistischen Fraktion in zwei Fraktionen weg, wenn Sie 4 
logisch denken und ein rechtliches Gefühl haben. “ 4 
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(Zuruf des Abg.Daub(KP): Sie können nicht mehr zählen! ) 


Also diese beiden Gründe veranlassen mich, den Antrag zu 
stellen, 
"der Landesrat beschließt die Abberufung seiner 
beiden Vertreter in der Mietpreisfestsetzungs- 
kommission und lehnt bis auf weiteres eine Nie- 
derwahl ab." i | 
Wir haben uns durch diesen Beschluß nicht festgelegt und 
können später, wenn die Gelegenheit wieder kommen sollte, 


dies ohne weiteres tun. Ich bitte, über diesen Antrag ab- 
zustimmen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub ! 


Abg. Daub (KR): Ich glaube man muß dem Abgeordneten Schmoll wieder 


einmal sein Gedächtnis =uffrischen und zwar, daß wir, trotz 
der Abeplitterun von den 2 Herren, die zweitstärkste Par- 
tei im Saargebiet sind. Darauf kommt es doch an. Die drei 
Vertreter der Kommunistischen Fraktion vertreten hier die 
Wählerschaft, die bei der letzten landesratswahl ihre _ 
Stimme für die Kommunistische Partei abgab. Wir sind die 
zweitstärkste Partei unbeschadet dessen, daß wir hier 
durch die Mehrheit des landesrates re werden. Ich 
möchte namens der Kommunistischen Fraktion erklären, daß 
wir Gm Aut des Zentrums nicht zustimmen können. Wir 
haben uns im eher zu den anderen Fraktionen zur lioh- 
nungsvorlage ablehnend verhalten. Wir haben abgelehnt den 
richt der Kommission, und haben abgelehnt die Vorlage der 
Regierungskommission. In beiden Fällen erblicken wir eine 
Lockerung der OMERgER: FTEBRaE ©, Wir sind der Meinung, daß 
die Zwangswirtschaft nicht abgebaut, sondern ausgedehnt 
werden müßte auch auf den Besitz der Bergwerksdirektion. 
Wir können als Kommunistische Fraktion dem Aubeng nicht 
zustimmen, sondern sind der Meinung, daß unser Vertreter 
vor wie nach in der Mietpreisfestsetzungsko ssion blei- 
ben soll, es sei denn, daß die Mehrheit des landesrates 
eine andere ieinung hat und dementsprechend beschließt. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 
Abg. Hoffmann (SP): Ich habe hier im Auftrage meiner Fraktion zu 


erklären, daß es sich um eine reine Angelegenheit des Zen- 
trums handelt. 


(Zurufe aus dem Zentrum: Sehr richtig !) 


Wenn das Zentrum seinen Vertreter aus der Kommission zu- 
rückziehen will, geht das die Kommunisten gar nichts_an. 
Aber die Frage, die Herr Schmoll aufwirft, ist eine Frage, 
die den gesamten Landesrat angeht. Er Aepatragt, der lan- 
desrat wolle beschließen, seine beiden Vertreter zurück- 
zuziehen. Diesen Antrag lehnen wir ab. Es ist doch besser 
wenn noch Vertreter des Landesrates in der Kommission sind. 
Ich möchte Herrn Schmoll darauf hinweisen, daß er seiner- 
zeit im Landesrat die Meinung vertreten hat, daß gerade 
Leute des landesrates darin vertreten sein müßten, man hat 
sogar versucht, noch mehr Vertreter in diese Kommission 
zu entsenden. Wir lehnen den Antrag des Herrn Schmoll ab, 
weil wir der Meinung sind, daß es besser ist, wenn der 
ndesrat in der Kommission vertreten ist. 


Andrerseits 
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Andrerseits waren wir auch nicht der \leinung wie Herr 
Schmoll, daß über Nacht die Friedenmiete gezahlt werden 
müsse, sodaß wir auch aus diesem Grunde dem Antrage des 
Herrn Schmoll nicht zustimmen können. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Der Antrag des Herrn Schmoll hängt eng ZU- 
sammen mit der Würde des Landesrates, denn der landesrat 
wird dort mißachtet, wenn die Regierungskommission dau- 
ernd über die AuSBUng der Landesratsvertreter hinweggeht. 

die landesratsvertreter nun stimmen für die Beibehal- 

sung Ser iete oder für die BLONSEnDnung bleibt gleich- 
gültig. Wenn also beide für die Beibeha tung der Miete 
sind, und die OU GER Ba BOLER stimmt dem zu, dann 
ist dem landesrat Genüge getan und es ist dann eine An- 
geicgenhejt des Landesrates, in den eigenen Reihen eine 

derung herbeizuführen. Aber hier ist es so, daß die 
Regierungskommission über die Neinung der Mitglieder des 
Landesrates EISRIBENNS. Der re Vergleich nit 
dem landesrat selbst hinkt. Ichglaube, ich bin Ihrer 
rn Aral men sicher, wenn wir hier nichts anderes täten, 
als die Gesetzentwürfe der Regierungskommission zu begut- 
achten, Gutachten zu ersiatten, über die die Hegierungs- 
kommission dauernd hinweggeht, dann wäre wohl bald das 

de des Landesrates gekommen. Wir wissen, daß der lan- 
desrat eine ganz andere Aufgabe hat, aber die Nietpreis- 
festsetzungskommission hat nur die eine Aufgabe, ihre _ 
leinung zu äußern, und über diese lieinung geht die Regie- 
rungskommission dauernd hinweg. Es ist nach meiner Aul- 
fassung eine Angelegenheit der Würde des Landesrates. 

Wir stimmen dem ri de, Da Schmoll zu 
und bitten die anderen Parteien, die sich noch nicht ge- 
äußert haben, sich dem Antrage anzuschließen. Wir be- 
schließen dann, wenn die Zentrunsfraktion sich anschließt 
durch liehrheit, diese Kommission nicht mehr zu beschicken. 
Das wird in der ee sehr viel Beifall finden, 
und ich möchte sehen, was die Regierungskommissıon darauf 
zu tun gedenkt. Eine solche Haltung würde einen anderen 
Druck ausüben, als wenn der landesrat scheinbar mitspricht. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reichara! 


Abg.Reichard (DNVP): Der Antrag des Herm Schmoll hat einen ethi- 
schen Hintergrund. Es handelt sich darum, In einer grund- 
sätzlichen Ste llungnahne die Wirde des lLandesrates zu 
wahren. Wir wollen klar zum Ausdruck bringen, daß_ wir uns 
in dieser Weise nicht weiter wollen ge lassen, 
und daß wir nicht dazu da sind, einfach alles hinzuneh- 
men. Wir lehnen es ab, daß man so mit uns verfährt. Das 
ist der Sinn des Antrages des Herrn Schmoll. Wir haben 
alle in dieser Frage ein gemeinsames Interesse. Es geht 
um das Ansehen der Körverschalt, die wir vertreten. 


lorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker! 


\bg. Becker (Z): Wir hätten dem Antrag Schmoll unsere been 
erteilt, wenn Aussicht dafür gewesen wäre, daß der Antrag 
einstimmig angenommen worden wäre. Äber wır wollen jetzt 
nicht gewisse Parteien der VEFBRENDTNDOE, die diese gegen- 
über der Bevölkerung haben, dadurch entheben, daß wir Ih- 


ner hier den Gefallen tun und sie überstimmen. Sie müssen 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! | 
Abg. ne (DWP): Meine Herren! Die Haltung des Zentruns ist 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Levacher! 


Abg. Levacher (Z): Herr Schmoll! Ich will versuchen, Ihnen unseren 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reichard ! 


Abe. Reichard (DNVP): Meine Herren! Es hat sich 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 
Abg. Schmoll (DWP): Herr Ievacher ist 
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müssen es verantworten können, ob es für sie erträglich 
ist, dauernd und zwar schon viermal hintereinander eine 
derartige Brüskierung des landesrates in Kauf zu nehmen. | 
Wenn sie das verantworten können, ist es gut. Wir wollen 
ihnen jedenfalls durch Übereinstimmung diese Verantwor- 
tung nıcht abnehmen, und wir können uns unter diesen 

Verhältnissen den eh Schmoll nicht anschließen. Wir | 
halten deshalb unseren Autrag, wie wir ihn in dem | 

e 


Schreiben an den Herrn Präsidenten dargelegt haben,hier- 
mit aufrecht. 


och höchst merkwürdig. Verzeihen Sie, wenn ich das hier 
konstatieren muß. Ihren eigenen Vertreter ziehen Sie zu- 
rück, arbeiten aber dafür, daß der andere Vertreter in 
der Kommission bleibt. Das ist eine Stellungnahme vom 

entrum, die ich wenigstens nicht begreife. Ich begreife 
sie nit dem besten Willen nicht. Wenn Sie diese Geste 
von Parteiwegen nicht gemacht hätten, wären wir zu dem 
zweiten Schritt überhaupt nicht gekommen. Sie haben uns | 
auf den Weg geführt und Sie selbst verlassen den Weg. f 


- Glocke des Vorsitzenden - 





Meine Herren vom Zentrum, überlegen Sie sich noch einmal 
vor der Abstimmung, ob Sie sich nicht noch etwas durch 
meine Ausführungen beeinflussen lassen. Es ist ein ganz 
haltloser Zustand, wir müßten dann wieder neu wählen. 


tandpunkt begreiflich zu machen. Wir haben von uns heraus 1 
abgelehnt, daß unser Mitglied weiter in der Kommission 
bleibt. Wenn andere Parteien der Ansicht sind, daß ihre 


Vertreter drin bleiben sollen, so können wir sie doch 
nicht daran hindern. 
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Ju? eine außer- 
ordentlich bedauerliche Zuspitzung der Debatte ergeben. 


Wir möchten nicht, daß der schein entstände, daß nun zwei 
große Parteien hier sich geltend machen. Ich glaube, es | 
wäre zweckmäßig, die ganze Frage zu vertagen und sie . 
noch einmal in der Kommission zu beraten. 


‚a ein sehr hervorragender 
e 


inung doch nicht folgen, 
daß die übrigen Parteien den anderen Vertreter in der 


Kommission lassen sollen. Es gibt nur Vertreter des lenr- # 
desrates und keine Parteivertreter in der Kommission. | 
Die Fartei kann von Parteiwegen zwar ihren Vertreter zu- E 
rückziehen, aber niemals kann sie verlangen, daß der 4 

desrat eine andere Stellung einnimmt als daß die Zu- | 


urist, aber ich kann seiner 


rückziehung im übrigen lediglich Sache des landesrates 4 
ist. Deshalb haben Sie es auch in der Hand als landes- 4 


ratsvertreter { 
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landesratsvertreter und nicht als Parteivertreter, die 
Stelle besetzt zu lassen oder nicht. Sie_sind gezwungen 
als landesratsvertreter Stellung zu der Frage zu nehmen! 
„Soll ein Vertreter in der Kommission belassen werden 
oder nicht ?" Das ist die Frage,die dem Landesrat, nicht 
dem Zentrum gestellt wird. 


Vorsitzender : Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß man 
aus denselben Gründen, wie sie die Herren Schmelzer, 
Reichard und Schmoll vorgetragen haben, einfach beschlies- 
sen muß, auch nicht mehr in den Landesrat zu gehen. Wir 
haben es x-mal erlebt, daß die Regierungskommission die 
Beschlüsse des landegrates auch nicht beachtete. Zieht 
man sich aus diesem \runde aus der Kommission zurück, 
dann ist es die notwendige Folge, daß sie es auch im 
landesrat machen. Der lierr Abgeordnete Schmoll redet 
sich da in eine Phase hinein, aber dann muß er auch die 
weiteren Konsequenzen ziehen. Auf Grund dessen, Era 
ich, ist es besser, daß man die Frage zurückstellt. 


Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter lLevacher! 


Abg. Levacher (4): Ich danke zunächst Herrn Schmoll für die An- 
erkennung meiner juristischen Fähigkeiten. Ich bedauere 
aber, daß ich das Kompliment nicht zurückgeben kann. Ich 
kann mich in dieser Beziehung auf Herrn Stresemann beru- 
fen. Er sagteeinmal:" Ich muß es ablehnen, mich zurück- 
ziehen zu lassen. Das gibt es nicht bei einem Abgeordne- 
ten. Wenn er ausscheidet, so ist es sein eigener und 
freier Wille." Ich teile diese Auffassung absolut. 

Namens der Zentrumsfraktion habe ich folgende 
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abzugeben: 


" Anläßlich des Umstandes, daß die Regierungs- 
kommission zum vierten Nale die Anträge des landesrates 
die er bei der Beratung der Wohnungsvorlage zum Ausdruck 
gebracht hat, in keiner Weise berücksichtigt hat, sieht 
sich die Zentrumsfraktion gezwungen, Tür die zukünftige 
Wohnungspolitik der Regierungskommission die Verantwor- 
tung ausdrücklich abzulehnen. 

Die Zentrumsfraktion erachtet es daher auch 
unter ihrer Würde, in der gemäß 3 24 der liohnungsver-. 
ee ebildeten Kommission weiter mitzuarbeiten. »ie 
zieht dafer hiermit das von ihr ernannte \Mitglied aus | 
dieser Kommission zurück. Nachdem die Zentrumsfraktion., 1 
der Regierungskommission in ihrem Gutachten vom 20.Juni | 
1929 ausdrücklich den ron ihr gewünschten Multiplikator 14 
für die Mietpreiszahlen uitgeteilt hat FEuDFIE sich 
überhaupt eine Beratung über diesen Multiplika or, 


u: 
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Vorsitzender: Die Erklärung des Zentrums wird zur Kenntnis genon- 

men. 

Wer für den Antrag des Herrn Schmoll ist, möge die 
Hand erheben? \ 

Auf dem Boden des Antrages stehen die Vertreter der 
Deutsch-Saarländischen Volkspartei, der Deutschnationalen 
YOLEB REISE: der Christlich-Sozialen= und der Wirtschafts- 
partei. 


Die Sozialdemokraten und Kommunisten stimmen gegen 
den Antrag. 


Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Zur NUGEEROBaT ES 
novelle habe ich die Erklärung abzugeben, daß die Vorlage 
auf der Tagesordnung der Sa rEUng na een 
vom ee steht. Ob dann schon eine Beschlußfassung 
erfolgen kann, ist noch nicht vorauszusehen, da die Vor- 
lage außerordentlich umfangreich und finanziell von 
großer Tragweite ist. 


Vorsitzender: Das Wort hat lerr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich habe in der Kommissions- 
sitzung einen Antrag gestellt. Der Shag-umppsphafterarsin, 
der das Fischbachkrankenhaus zwischen Fischbach und Saar- 
brücken erstellt hat, mußte die PER: JA Chkung mit über- 
nehmen, die Straße auszubauen und zu unterhalten, soweit 
das Gelände reicht. Nun ist aber mittlerweile diese 
Straße zu einer allgemeinen Verkehrsstraße geworden, so- 

Bar aan: Verpflichtung des »aar-Xnappschaftsvereins fel- 
en muß. 


Vorsitzender: Ich darf feststellen, daß sich alle Parteien den 
Ausführungen des Herrn Hoffmann anschließen. 


| Wir kommen dann zu dem Antrag der Sozialdemokra- 
tischen Partei, welcher lautet: 


.  "* Der Landesrat wolle beschließen, die Regierungs- 
kommission wird ersucht, die vom Reichstag beschlossene 
Auanderung des Artikels 71 des Binführungsgesetzes zur 

eichsversicherungsor nung als ald im Saargebiet einzu- 

ihren, damit dıe Hinteräliebenen der verstorbenen Ver- 
sicherten, welche bis gern keinen Anspruch auf die Hin- 
terbliebenenbezüge hatten, diesen Anspruch auch ab_1.0k- 


tober 1929, wie er das NHeichsgesetz vorsieht, erhalten." 
ur 


Begründung 


wird darauf hingewiesen, daß die Pantant ei atungen mit Aus- 
nahme des Staatszuschusses in diesem Falle laut Heidel- 
berger Abrede ganz von den Versicherungsträgern des 
Reiches zu_zahlen sind. Die Heidelberger Abrede sieht 

auch eine Rechtsangleichung der Keichsrersicherungsordnung 
des Saargebietes an die DREBATOERACHR FUNGBO FARGNE des 
Reiches vor. Damit die neve Bestimmung auch ab 1.Oktober 
1929 an der »aar Geltung hat, wirü die alsbaldige Vorlage 
gefordert." 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abe. Borfmapn, (SE); Meine Herren! Ich darf darauf hinweisen,daß | 
der NMeichstag eine Erhöhung der Leistungen aus der Inva- 
lidenversicherung beschlossen hat aufgrund _ der letzten 
Novelle. Diese Erhöhung tritt, soweit die Erhöhung der 
Kenten in Frage komut, sofort, auch für die Saarrentner 
in Erscheinung, weil nach der Heidelberger Abrede die | 
deutschen Versicherungsträger nach dem deutschen Hecht 
Renten zu zahlen haben, deren AUMprBAbnETUpS vor dem 
1.4. 1922 liegt. Der Heichstag hat weiter beschlossen, 
daß die Hinterbliebenen solcher Versicherten, die be- 
reits vor dem l.Januar 1912 Invalide waren und vor dem 
l.Januar 1924 verstorben sind, auch in den \enuß der 
Hinterbliebenenfürsorge gelangen. Dieser Beschluß ist 
man nicht auf das ug sofort anwendbar, weil 

ür das Saargebiet eine Abänderung des Gesetzes notwen- 
dig ist. Wir fordern diese Abänderung, und zwar bald, 
damit die Verordnung auch am 1.Oktober 1929 in Kraft tre- | 
ten kann. Die RIBSTINE ist vollkommen berechtigt, weil 
die Nenten von den deutschen Anstalten getragen werden, 
mit Ausnahme des Staatszuschusses, den die xaarregie- 
rung zu tragen hätte. Aber die FoRlerung ist auch inso- 
fern berechtigt, weil diese Bestimmung bereits für die 
Saarversicherten maßgebend ist, soweit sie außerhalb des 
Saargebietes wohnen, wogegen sie für die Saarversicher- 
ten, die im Peargeniet wohnen, vorläufig noch nicht ganz 
in ge kommt. »ie ist aber auch notwendig, weil nach 
der Heidelberger Abrede eine Nechtsangleichung zu er- 
folgen hat und der Anspruch auf Grund- und Steigerungs- 
betrag schon besteht. | REN 

Auf Grund dessen bitte ich Sie, daß Sie diesen 

Antrag einstimmig Ihre Zustimmung geben. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter JDaub! 


Abg. Daub (KP): Ich möchte erklären, daß wir als Fraktion gegen 
diesen Fe: nichts einzuwenden haben, behalten uns 
aber unsere »tellungnahme zu den einzelnen Fragen vor. 


Vorsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


Abg. Backes (Chr.SP): Ich stimme dem Antrag zu. Es ist ein har- 
tes los, daß diese Leute, denen der Ehemann vor 1912 
a ist, die Invalidenrente nicht erhalten können. 
ach dieser Abänderung können aber auch diese in den 
Genuß der Kente gelangen. 


Vorsitzender: Das-Wort hat Herr Abgeordneter Hirschmann! 


Abg. Hirschmann (Z): Wir stimmen dem Antrage des Herrn Hoffmann 
zu. 
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Vorsitzender: Ich stelle fest, daß der Antrag einstimmig ange- 
Ä nommen ıst. 


Nir kommen dann zu dem Antrage der Deutsch-Saarl. 
Volkspartei betr. | 


Grubenschäden, 


welcher lautet: 


“ Ist der Regierungskomission das Überhandnehmen 
der ürubenschäden in verschiedenen Orten des Saargebietes, 
besonders in Dudweiler bekannt? | 

ARIR Was  pesdennge die Regierungskommission zu tun, um | 
die Dergverwaltung zu ve assen, daß sie bei der Aus- 
beutung der Gruben mehr Rücksicht auf die bewohnten Ge- 
biete nimmt? EM 

Was wird die Regierungskommission unternehmen, 
um zu erreichen, daß die Besitzer der betroffenen Häuser 
eine auch der tatsächlichen Entwertung entsprechende Ent- 
schädigung für den erwachsenden Schaden und den Nänder- 
wert der Häuser erhalten. 





Beegräüäöngdguäg;z 


In letzter Zeit mehren sich die Klagen über das 
Überhandnehmen der Grubenschäden in beängstigender Weise. 
Infolge der rücksichtslosen Ausbeutung der Gruben sind I 
ganze Wohnviertel - vor allem in Dudweiler - dem Unter- | 
gang geweiht. Die Geschädigten, meist Bergleute, erhal- 
en von der Bergverwaltung Entschädigungen, die nicht 
annähernd im Verhältnis zu dem erwachsenen Schaden stehen. 
Da die NHegierungskommission die Pflicht hat, für die 
Wohlfahrt der Saarbevölkerung Sorge zu tragen, ist be- 
schleunigtes ngreiign der Hegierungskommission zu 
Gunsten der Geschädigten dringend notwendig. Es geht, 
nicht an, daß die Bergleute auf diese Weise noch um ihr 
kleines Häuschen gebracht werden, das durchweg ihr einzi- 


ger ‚e ehrsebatilsnger Arbeit erspartes Vermögen dar- 
stellt. 
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Das Wort hierzu hat Herr Staatskommissar Kuchen- 
becker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich werde die Anfrage selbstver- 
ständlich weiterleiten. Ich selbst habe bis jetzt noch 
wenig Gelegenheit gehabt, mich mit der »ache zu beschäf- 
tigen. Wie mir von früher bekannt, kann ich jetzt schon 
sagen, daß in Dudweiler sehr erhebliche Grubenschäden | 
aufgetreten sind und zwar schon im Jahre 1923 haben sich n 
Teile von Sulzbach um etwa 2 lieter gesenkt. Es hat dazu a 
Veranlassung gegeben, daß der Wohnungsbau in Dudweiler 

anz besonders gefördert worden ist. Soviel ich erfahren 
onnte, wird in den Flözen von Dudweiler sehr wenig ge- | 
arbeitet. Was die Höhe der Entschädigung betrifft, so, 
wird im Gesetz vom 2A. Juli 1865 vollständige Entschädi- 4 
gung des Grundeigentümers gewährleistet. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer; Aber die Grubenverwaltung i 
hat den längeren Atem ') n 4 
Es_ 
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Es ist aber noch der Weg des Armenrechtes da, den man 
beschreiten könnte. 


Vorsitzender: Das Wort hat !lerr Abgeordneter Hey! 


Abg. Hey(KP): Meine Herren! Was die Grubenschäden anbetrifft 


so liegt das am System. All dies sind letzten Endes kei- 
ne Erscheinungen, die sich erst heute bemerkbar machen. 
Diese Erscheinungen haben sich auch schon früher be- 
merkbar gemacht und bei dem a hat man 
ebenfalls festgestellt, daß die Hausbesitzer durch die 
rubenschäden ganz Ewa Sie geschädigt worden sind. 
Damals zur preußischen “eit wurden die Geschädigten 
wenigstens a entschädigt. Was die Gruben- 
verwaltung den Geschädigten anbietet ist das, daß die 
Häuser instand gesetzt werden, indem man die Risse, 
die sich bemerk ar machen, ausschmiert. Daß aber der 
Nann für den Schaden vollständig entschädigt wird ,da- 
für ist keine gesetzliche Destimmung da. Wenn Herr 
Staatskommissar erklärt, daß Vorkehrungen getroffen 
seien, weitere Schäden zu verhüten, so ist das _kaum 
zu glauben. Derjenige, der schon praktisch im Bergbau 
tätig war, weiß, daß ein solcher Raubbau, wie er heu- 
te betrieben wird, im Saargebiet noch nicht zu verzeich- 
nen war. Ganze Flöze werden abgebaut, ohne daß Versatz- 
material eingebaut wird oder andere Vorkehrungen ge- 
troffen werden. Es ist dies ein Raubsysten, _wie es sich 
früher nicht bemerkbar gemacht hat. Wir verlangen von 
der Regierungskomission, daß sie sich mit der Berg- 
werksdirektion in Verbindung setzt,damit die Geschä- 
digten auch entsprechend entschädigt werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schnmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Die Regierungskommission 


ist ja da, um die Wohlfahrt der DOES RRTURE zu wahren. 
Ich habe vorhin gesagt, natürlich hat die Grubenver- 
waltung den längeren Atem in einem Nechtsstreit. Ich 
mache dem Negierungsvertreter den Vorschlag, die He- 
jerungskommission möchte irgend einen Trozeß eines 
eschädigten durchführen und zwar _in einem beschleu- 
nigten Verfahren. Sie hat ja das Hecht dazu, und bei 
anderen \Melegenheiten hat Sie ja recht ausgiebig Ge- 
brauch davon gemacht. Ich erinnere nur an den Fall 
Heckmann, der damalige Präsident hat es ja meisterhaft 
verstanden. Der Hinweis auf den lieg des Ärmenrechtes 
ist das bekannte \esser ohne Heft, dem die Klinge 
fehlt. Die ag, srungasunpinsion soll einen Prozeß 
durchführen und soll sich die besten Rechtsanwälte be- 
stellen. Die Regierungskommission hat die Kechte der 
Bevölkerung zu wahren, dafür ist sie bestellt. (Sie 
ist wohl auch dafür da, die Ausbeutung der Gruben zu 
GarspFLOTeR, denn diese Ausbeutung ist garantiert). 
ch bitte Sie also, den Vorschlag an die Regierungs- 
kommission weiterleiten zu wollen und die Aufgabe ir- 
end eines Prozesses eines Geschädigten bis zur letzten 
gas tanz durchzuführen. Wo ein Wille ist, ist auch ein 
eg. | 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


Abg. Schmoll (DWP): Meine Herren! Die Klagen über den schlappen 
ang der Entschädigungsverhandlungen sind bei den Haus- 
besitzern allgemein vorhanden. Ich verspreche mir nichts 

davon, wenn Herr Schmelzer anregt, daß die Regierungs- 
kommission für Abhilfe sorgen soll. Meines Erachtens 
muß sich der Hausbesitzer durch »elbsthilfe helfen. 

Der Rhein. Verband der Haus-und Grundbesitzervereine hat 
es sich zur Aufgabe gemacht, diesen armen leuten zu hel- 
fen. Es sind tatsächlich arme Leute, die zusehen müssen, 
wie ihr Eigentum nach und nach zerfällt, ohne daß die 
Behörde irgend etwas dagegen tut. Wir werden, soweit es 
in unserer Kraft liegt, dafür sorgen, daß sich die Haus- 
besitzer zur Selbsthilfe zusammenschließen. Die Ürgani- 
sation dieser Selbsthilfe erhoffen wir von dem Rhein. 
Verband der Haus-und Grundbesitzervereine, der eine 
starke Organisation ist und eine gut ausgebaute Ver- 
sicherung hat, die auch Prozesse durchführt, die die 
kleinen Hausbesitzer nicht führen können. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schnelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Ich wollte den Herrn Staatskommissar fragen, 
wieweit die Dinge gediehen sind betr. Steuerreform. SIe 
wissen, meine Herren, daß Eingaben gemacht. worden sind 
über den Abbau der Gewerbesteuer und über Anderung der 
Einkommensteuer. Das Einkommensteuergesetz stammt aus 
einer Zeit der zerrütteten Währungsverhältnisse. 

Ich bitte die Fraktionen, zuzustimmen, daß die 
Regierungskommission ersucht wird, eine Vorlage zu 
machen.Materiell können Sie keine Stellung dazu nehmen, 
das ist Sache der Beratung, daß aber verlangt wird,daß 
die Megierungskommission eine Vorlage macht, dürfte die 
Meinung des gesamten landesrates sein. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg. Becker (Z): Wir können betonen, daß wir mehrmals schriftlich | 
nträge gestellt haben, daß die Steuergesetze zu refor- 
mieren sind, zumal die Progression nicht mehr stimnt. 
Wenn die Gesetze 1923 richtig waren, so müssen sie heute 
falsch sein, weil sich u aa die | 
Hälfte verschlechtert hat. Infolgedessen sind die Sätze 
um das Doppelte zu hoch. | | 
Aus diesen Gründen schließen wir uns dem Antrag 
der Deutsch-Saarländischen Volkspartei an und bitten | 
2 ohmalg, daß die verlangte Steuerreform möglichst bald | 
urchgeführt wird. | 


Vorsitzender: Dasx\ort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


Abg. Schmoll \DWP) Ich schließe mich den Ausführungen meiner HEr- Ü 
ren Orraüne? an und möchte besonders unterstreichen, 
daß der Tarif dadurch, daß die Währung im inneren Wert | 

esunken ist, eine Ungerechtigkeit in sich birgt. Wir 
aben in der letzten Zeit Mit BEE, Yon Finanzamt be- 
kommen, in der zugegeben wird, daß hier die 
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Vermögenssteuer höher ist wie im Reich. Durch die Wäh- 
rungsverschlechterung ist eben der Tarif so hoch gewor- 
den, daß der Tarif des Reichsgesetzes übertroffen wird. 
Eine besondere Härte ergibt sich noch bei der Veranla- 
gung zur Vermögenssteuer für den Hausbesitz. Fier wird 
ler Ertragswert errechnet wie zur Zeit der Markwährung, 
indem man den Ertrag wit 20 multipliziert. Damals war 
das begründet, aber heute wird niemand mehr den nied- 
rigen Ertrag mit 20 multiplizieren können. Es könnte 
er ein Multiplikator von höchstens 12 in Betracht 
ommen. 

Wir verlangen deshalb schon eine Keform der 
Steuergesetzgebung. 


orsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


taatskommissar Kuchenbecker: Die Verhandlungen schweben noch, 
und es ist anzunehmen, daß sie in kürzester Zeit abge- 
schlossen sind. 


orsitzender: Es liegt noch ein Antrag der Deutschen Wirtschafts- 
artei vor über das Verbot der Vollgummibereifung für 
raltwagen. 
Ich erteile hierzu dem Herm Abgeordneten Schmoll 
das Wort! 


bg. Schmoll (DWP): Meine Herren! Der Antrag ist den Fraktionen 
ekannt und in der Kommission eingehend beraten worden. 
Im Saargebiet ist immer noch die Vollgummibereifung für 
Automobile zugelassen, während im Reiche ein Termin _ 
festgesetzt ist, an dem die Vollgummibereifung verschwin- 
den muß. Wir hätten diesen Antrag gestellt zu der Vor- 
lage betr. Straßenbenutzungsgebühr, die Vorlage ist 
aber vertagt worden. Da wir nicht län er zusehen können 
wie die Straßen verfahren werden, möchten wir die Negie- 
rungskommission ersuchen, ein Verbot für Vollgummiberei- 
| auszusprechen in der Art, daß ab l.Juli 1931 sänt- 
liche a er Wagen verboten sind. Jede Ver- 
zögerung, die wir eintreten lassen, schiebt den Termin 
hinaus. Eineinhalb Jahr Zeit zur Umstellung muß man. 
einräumen. Deshalb bitten wir, diesem Antrag zuzustimmen. 
Wir haben zu diesen re noch einen Nach- 
antrag geengl}, daß dieser Antra £ eichzeitig als Gut- 
achten des Landesrates gilt, sodaß keine Vorlage gemacht 
zu werden braucht, sondern ein Verbot direkt erlassen 
werden kann. | 
Es wird anerkannt, daß für den Straßenbau im 
Saargebiet sehr viel getan worden ist und deshalb soll 
man auch die Straßen Schonen. Die Stadt Saarbrücken hat, 
schon vor Jahren den Antrag gestellt, die Vollgummiberei- 
fung zu verbieten. Ich habe gelegentlich darauf hinge- 
wiesen, daß mancher Kraftwagen fast ohne Gummidecke läuft 
und ich empfehle Ihnen, sich einmal den Wagen No. 9043 
anzusehen, den ich heute morgen vorbeifahren sah. An den 
Rädern hängen die Gummifetzen herunter, dabei war der 4 
Wagen schwer mit Ziegelsteinen beladen. Diese Zustände 4 
soll man nicht länger dulden. Die Regierungskommission 7 
hat versucht durch höhere an tgde Aral diese Auto zu ver- 4 
drängen. Sie hat damit nichts erreicht. Nach der 4 
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Nach der Statistik der Regierungskommission haben die 
5 To.-Nagen sogar eine Zunahme erfahren. _ 

Deshalb bitte ich Sie, stimmen Sie meinen 
Antrage zu. | 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg. Daub (KP): Wir, haben in der Kommission eine Anfrage einge- 
reicht über Überstunden, die bei der Eisenbahn gemach 
werden müssen. Wir sehen darin eine Durchbrechung des 
Achtstundentages. Die Unfallziffer steigt. Wir sehen 
wohin das führt an dem Unfall auf Neunkirchener Gebiet, 
wo der Eisenbahner Schneider überfahren wurde. Dieser 
Arbeiter mußte noch in der Nacht ohne Aufsichtspersonal 
auf der Strecke herumlaufen. 

Ich verlange von Herrn Staatskommissar, der die 
Anfrage notiert hat, bei der Regierungskommission vor- 
stellig zu werden, daß dieser Übelstand abgestellt wird. 


(Zuruf des Staatskommissars Kuchenbecker: Ich werde 
die Anfrage iterieiten.! 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chr.SP): Meine Herren! Ich habe noch einen Antrag, 
welcher lautet: 
"Der landesrat wolle beschließen, die Regierungs- 
kommission des Saargebietes zu veranlassen, in der Orts- 
klasseneinteilung eine Abänderung vorzunehmen." 


unse > 
Die Christlich-Soziale Partei stellt von neuem 
den Antrag an den Landesrat, die wepisrungpkomn! anlog des 
Saargebietes zu veranlassen, den Erlaß im Amtsblatt Nr,51 
die Anlage Nr. 4 betr. Einteilung der Urtsklassen des 
eergennken auch für die Kriegsopfer in Kraft treten zu 
assen. 


Sy240g7 ayasıyd n4Bou34C 43720494005 H 7 


Wir erheben von neuem Protest dagegen, weil die 
Regierungskommission es ablehnt, diese Dekanntmachung im 
Amtsblatt Nr.5l, welche nur für die Staatsangestellten zu- 
treffen soll, auch für die Kriegsopfer des Saargebietes 
in Kraft treten zu lassen. | 

| Den Landesrat fordern wir auf, im Namen aller 
Kriegsopfer des Saargebietes aufs äußerste dafür einzu- 
treten, alle Ortschaften des Saargebietes wieder in die 
Ortsklassen einzuteilen, so, wie sie vor dem 1.Oktober. 
1928 gestanden haben, da die Wirtschaftsverhältnisse sich 
nicht wesentlich verbessert, sondern verschlechtert haben, 

nig ba kraakaen es als eine Veran ne ung von 

Seiten der Hegierungskommission bezüglich dieser Maßnahmen, 
den Sr ORBOR PERS gegenüber, da diese in ihrem Einkommen 
einen erheblichen Verlust zu verzeichmen haben." 


N ProZ 


8 


orsitzender: Ich stelle fest, daß der Antrag von sämtlichen Parteien 
| angenommen wird. 


möchte aber betonen und den Herm Staatskommissar dringend 
ersuchen, ihn auch wirklich weiterzugeben und nicht in die 
Sitzung zu kommen und zu sagen:" Ich werde die Anträge wei- 
terleiten. " Sonst hat_es überhaupt keinen Zweck, daß wir 
Anträge stellen. Die Regierungskömmission hat einen Behr 
sroßen Korb, in den gie die Anträge weiterleitet. ch 


Inder ndehoten Mzung zu beantworten. 6 Handelt srckeun A 


| 
Abg. Daub_(KP): Meine Herren! Ich habe einen Antrag vorzutragen, j 
i 
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die Unfallnovelle, die im Amtsblatt am 15.Mai veröffent- 


licht worden ist. _Bis heute ist eine Verrechnung der 


Renten durch die Gegierungekommission noch nicht erfolgt. 


Wir verlangen, daß die Verrechnung schleunigst durchge- 
führt wird, damit die Kentenempfänger in den Besitz Ih- 
rer Renten kommen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich möchte dem Herrn Abgeordneten 
aub erwidern, daß es doch wirklich zu weit geht, sänmt- 

liche Anträge, die gesprächsweise verlautbart werden,im 

Kopf zu behalten und weiter zu re Ich habe angenon- 

men, daß Sie die Anträge schriftlich einreichen würden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 

Abg. Daub (KP): Ich verwahre mich dagegen, was der Herr Staats- 
kommissar hier gesagt hat. Es macht doch wirklich keine 
Mühe, die Anfragen weiterzugeben, selbst wenn sie nicht 
schriftlich übermittelt wurden. 

Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hey! 


Abe. Hey (EP): Meine Herren! Ich habe bereits in der vorletzten 


itzung an den Herrn Staatskommissar eine ADErage, EBEACH- 
etr. 


tet, was die Nagle runEwknu 3 HwLoR zu tun gedenk 
der ausgesteuer 


zten Sitzung sind mehrere Wochen ins Land gegangen 
und die ag} OENNERRERME naSc hat nicht einen Finger ge- 
rührt, um diesen Opfern der kapitalistischen Rationali- 
sierung auch nur im geringsten eine finanzielle Unter- 
stützung zu gewähren. Die Regierungskommission stellt 
sich hier auf den Standpunkt, daß die Kommunen die ein- 
zigen sind, die diese finanzielle Belastung zu tragen 


ätten. Das ist ein Ding der Unmöglichkeit. Früher waren 


die Verhältnisse so,daß 4/5 sämtlicher Steuereingänge 
an die Gemeindekassen gingen, heute gehen nur 6/11 in 
die Gemeindekassen und alles andere ist für die fiegie- 


rungskommission. Hinzu kommt noch der ungeheuere »teuer- 
r 


betrug der französischen Urubenverwaltung. Während ein 
jeder kleine Gewerbetreibende von den Finanzämtern aus- 
geplündert wird, zahlt die Grubenverwaltung nur_noch 


eine Pauschalsumme an die einzelnen Gemeinden. Ich stel- 


le hier fest, wenn die Regierungskommission ihre Gelder 
den französischen Banken zur Verfügun stellt zu 2 
3 %, dann soll sie endlich den 

igen, damit sie die produktive ai ee in 
Gestalt von Wohnungsbau, Kanalisation und Wegebau 
führen können. Ich ersuche die TABL ePanEBleNım aaien, in 
der nächsten Sitzung eine definitive An 
geben. Wenn man heute die Not und Elendslage der ausge- 


Steuerten Erwerbslosen betrachtet, wenn ein Arbeitsloser, 


der 36 Wochen Arbeitslosenunterstützung bezieht, aufge- 
rissen ist bis aufs Hemd, dann muß man sich sagen, daß 


hier unbedingt etwas geschehen muß. Hierzu müssen Mittel 
e 


aus den Fonds der 


Fer skommission bereitgestellt 
werden, damit der No 


-und Elendslage der ausgesteuerten 


Erwerbslosen entgegen gesteuert werden kann. 


Vorsitzender: 
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en Erwerbslosen, zumal sich diese Elends- 
ings der Erwerbslosen ungeheuer vergrößert hat. Seit der 
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emeinden Anleihen bewil- 
urch- 


wort hierüber zu 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lieser! 


Abg. Lieser (SP): Es ist vorhin im Iandesrat der Gedanke auf go- 
worfen worden, daß wir aus der Mietpreisfestsetzungskon- 
mission die Vertreter zurückziehen Sollen, weil die Re- 
gierungskommission die Anträge und er rn der Kommis- 
sion doch nicht beachtet. In der Frage der Erwerbslosen- 
fürsorge liegt der Fall ähnlich. Wir haben uns seinerzeit ‘ 
in langen Kommissionssitzungen und im Plenum damit befaßt, 
und sind zu dem Entschluß gekommen, daß wir die vorge- | 
schlagene Änderung der Erwerbslosenfürsorge nicht anneh- 
men können. Wir haben mit großer Mehrheit im Landesrat 
verlangt, daß die Regierungskommission der Einführung der 
Arbeitslosenversicherung, wie sie im Reich ist, näher- 
treten möchte. Seit jener 4eit ist nichts mehr geschehen. 
Auf Anfragen bei der betreffenden Abteilung wi latt 
erklärt:"Die Regierungskommission kann nichts machen,die 
u ern sind in Urlaub." Also, die Erwerbslosen können 

warten bis die Mitglieder der Regierungskommission zurück- 

gekehrt sind. Die lage des Arbeitsmarktes im Saargebiet 
ıst in diesem Jahre so schlecht, daß unbedingt etwas ge- 
schehen muß. Nun ist die lage des Arbeitsmarktes insofern 
schlecht geworden, weil die Dollaranleihegeschichte in’s 

Stocken geraten ist, und dadurch der Baumarkt infolge 

Fehlens von Kapital nicht belebt werden kann. Wenn die 

Regierungskommission den Wünschen des Landesrates nicht 

entgegen kommen will oder kann, daß sie die Arbeitslosen- 

ed ch | hier im Saargebiet einführt, dann soll sie 
wenigstens das, was sie seinerzeit für gut gehalten und 
uns al Sa pa hat, zur Einführung bringen. Dort: ist 
ein Punkt, der die produktive Erwerbslosenfürsorge ent- 
hält und es ist notwendig, daß sie jetzt verbsssert und 
ausgedehnt wird, damit die Erwerbslösen eine Beschäftigung 
finden. Jetzt stehen wir im Sommer, wo Tausende von Ar- 
beitslosen vorhanden sind. Wie soll das aber erst im Win- 
ter werden, wenn die Erwerbslosen PRageuNbAgET sind und. 
überhaupt keine Arbeit finden? Deshalb schließt sich mei- 
ne Partei den Nünschen der Kommunistischen Fartei an und 
fordert von der Negierungskommission, daß unbedingt et- 
was geschehen muß. 


Siyaog ayasıydmubousgs weranıgivos 47 5 


Vorsitzender: Die Tagesordnung ist erschöpft, Wortmeldungen liegen 
auch nicht mehr vor. Ich gebe Ihnen den 


BE 


des Herrn Präsidenten der NHegierungskommission bekamnt: | 


"Nach Einsicht der Veroränung vom 24.März 1922 
über die Errichtung des Landesrates, 

nach Einsicht des Erlasses betreffend die Ge- | 
schäftsordnung des lLandesrates vom 81.0Oktober 1922 und | 
nach Anhörung des Vorstandes des landesrates 

bestimme ich folgendes: 


- 


Artikel 1 | 
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Artikel 1. 


Die am 28. Mai 1929 eröffnete Sitzungsperiode des 
Landesrates wird mit dem 25. Juli 1929 geschlössen. 


Saarbrücken,den 24. Juli 1929. 
Der Präsident der Regierungskommission: 
gez. E.C, Wilton. 


Ich schließe die Sitzung (13 Uhr 30 Minuten! ) 


-00o0- 


im 
III 
In 
10 
1° 
Ib- 
1: 
in’ 
r- 
u» 
13 
IT 
u® 
73 
© 
av 
“ 
Rı) 
R 
N‘ 
> 
z® 
a 
Y 
2 


DJ 
8 
3 
Q_ 
R 
Oe 





